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Liebe Leserinnen und Leser,

die Jahre und Semester gehen vorüber so wie 
die Ausgaben der DKA erscheinen. Gerade 
war noch 2021 und man hatte sich gerade an 
die Sommerausgabe und die neue Website  
(https://diekleineadvokatin.com/) gewöhnt, 
dann kommt ruckzuck 2022 und die neue Aus-
gabe steht vor der Tür. 

Euch erwartet ein breites, vielfältiges Themen-
spektrum. Diese Ausgabe gewährt euch Ein-
blicke in die Bereiche des Tierstrafrechts, the-
matisiert das neue BND- Gesetz und beleuchtet 
die Frage, inwiefern die Natur selbst subjektiver 
Träger von Rechten sein kann. Zudem startet 
mit dieser Ausgabe unsere neue Rubrik „Histo-
rische Persönlichkeiten an der Juristenfakultät 
Leipzig“. Das Thema Corona und Impfen kann 
(leider) auch nicht fehlen, außerdem berichten 
Prof. Dr. Zwanzger sowie Prof. Dr. Desens über 
ihre Erfahrungen und Erlebnisse bei der Um-
stellung von der Präsenz- zur Onlinelehre.

Wie auch sonst freuen wir uns über Lob, Anre-
gungen, Kritik und Ideen jeder Art und hoffen, 
dass die neue Ausgabe Freude und Interesse 
beim Lesen bewirkt. Wenn Ihr selbst Lust habt 
an der Zeitschrift mitzuwirken, Artikel zu schrei-
ben und neue Kommilitonen kennenzulernen, 
dann kommt gerne bei einer unseren nächsten 
Redaktionssitzungen vorbei. Informationen 
darüber, erhaltet Ihr über unseren Instagram 
Account.

Viel Spaß beim Lesen! 

Dennis Hänel,
Margarita Savina und
Paul Schüller
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Natur GmbH & Co. KG
Der Natur müssen eigene Rechte eingeräumt werden, um 

gerichtlichen Umweltschutz effektiver zu gestalten:  
Diese jahrzehntealte Forderung erfährt im Kontext sich 

verschärfender Umweltprobleme ihre Renaissance.  
Doch handelt es sich hierbei um ein sinnvolles Konzept?  

Ein Überblick über die Hintergründe der Idee. 

Titel

Durch die fortschreitende Zerstö-
rung der Natur haben wir uns selbst 
eine der größten Herausforderungen 
unserer Zeit geschaffen: Die Klima-
krise. In existenzbedrohender Weise 
zeigt sie auf, dass der Mensch die 
Natur nicht weiter nur als Anhäufung 
von verbrennbaren Ressourcen be-
handeln kann. Immer lauter werden 
deshalb die Rufe nach einem ge-
sellschaftlichen Umdenken: Um die 
Natur zuverlässig schützen zu kön-
nen, dürfe sie nicht mehr als Objekt, 
sondern sie müsse als Subjekt begrif-
fen werden. Im Hinblick auf unsere 
Rechtsordnung hieße das: Die Natur 
wäre Rechtsträgerin; das Überlebens-
interesse ganzer Ökosysteme könnte 
vor Gericht geltend gemacht werden. 
Doch brächten Eigenrechte der Natur 
wirklich die juristische Lösung der 
Klimakrise mit sich? Oder handelt es 
sich lediglich um kodifizierte Sym-
bolpolitik? „Welchen Beitrag leistet 
das Grundgesetz zum Umweltschutz? 
Nüchtern ist festzuhalten: Der Be-
fund ist eher mager!“, so Andreas 
Voßkuhle, ehemaliger Präsident des 
Bundesverfassungsgerichts. Jula Ze-
netti, Umweltrechtlerin am Leipziger 
Helmholtz-Institut für Umweltfor-
schung (UFZ), ist der Meinung: Mit 
der Anerkennung von Eigenrechten 
der Natur würde sich dies ändern 
(Interview S.4). Doch woher kommt 
eigentlich die Überlegung, der Natur 
Rechtssubjektivität einzuräumen? 
Und was für Wege sind bei einer An-
erkennung von Umweltrechten denk-
bar? Die wichtigsten Hintergründe 
zur Eigenrechtsdebatte im Überblick:

Entstehungsgeschichte

Die Idee der Eigenrechte stammt 
bereits aus den 1970er Jahren. Der 
amerikanische Umweltrechtspro-
fessor Christopher D. Stone warf die 
Frage auf, wieso eigentlich abstrakte 
Gebilde wie Kapitalgesellschaften 
Rechtssubjekte darstellen und damit 
Träger von Rechten und Pflichten 
sind, Bäume, Flüsse oder Ökosyste-
me jedoch nicht. Stone forderte, dass 
die Natur die Möglichkeit bekommen 
sollte, in eigenem Namen vor Gericht 
zu ziehen, um die Verletzung eigener 
Rechte geltend machen zu können.

Diese Ideen fanden Anfang der 80er 
Jahre auch in Deutschland Anklang. 
Bei der sogenannten „Robbenklage“ 

vor dem Verwaltungsgericht Ham-
burg versuchten Kläger*innen, gegen 
Umweltrechtsverletzungen in der 
Nordsee im Namen der betroffenen 
Seehunde vorzugehen. Letztere wa-
ren zu diesem Zeitpunkt von einem 
Massensterben betroffen, das nach-
weislich mit vermehrter Dünnsäure-
verklappung und Müllverbrennung 
auf hoher See zusammenhing. Das 
war damals zwar grundsätzlich ver-
boten, konnte aber durch eine Aus-
nahmegenehmigung in Einzelfällen 
durchgeführt werden. Die entschei-
dungsberechtigte Behörde sollte 
dafür beurteilen, ob durch das Ein-
bringen der Stoffe die Lebewesen der 
Nordsee geschädigt würden, welches 
sie im vorliegenden Fall jedoch ver-
neint hatte. Normalerweise sind sol-
che Ermessensentscheidungen der 
Verwaltungsbehörden gerichtlich 
überprüfbar und können mit einer 
Klageerhebung des geschützten Per-
sonenkreises angefochten werden. 
Geschützt im Sinne der allgemein 
anerkannten Schutznormtheorie 
waren hier als Lebewesen der Nord-
see allerdings nur die Robben. Somit 
hatte sich das Verwaltungsgericht 
Hamburg mit der Frage zu befas-
sen, ob den Seehunden der Nordsee 
Rechtssubjektivität zukommen könn-
te – und entschied sich dagegen. Die 
Klage wurde daraufhin als unzulässig 
abgewiesen.

Anthropozentrische Rechtsordnung

Hier offenbarte sich eines der grund-
legendsten Probleme des deutschen 
Umweltschutzes: Von der Rechtsord-
nung geschützt werden soll die Natur, 
vor Gericht klagen kann jedoch nur 
der Mensch. Diese Differenzierung 
zwischen dem menschlichen Wesen 
einerseits und den nichtmensch-
lichen Lebewesen andererseits fußt 
auf einem anthropozentrischen 
Denken unserer Gesellschaft: Hier 
der Mensch, dort die Natur. Dieses 
dualistische Weltbild – der Mensch 
als von der Natur losgelöstes Wesen 
- brachte die Legitimationsgrund-
lage zur Ausbeutung der Natur mit 
sich; die Natur konnte als Ressource 
begriffen werden. Das förderte über 
lange Zeit zwar den wissenschaftli-
chen und ökonomischen Fortschritt, 
auf dem unser heutiger Lebens-
standard fußt. Allerdings bescherte 
es uns auch die riesigen Probleme, 

vor denen wir heute stehen: Arten-
sterben, Verwüstung, Naturkatast-
rophen. Der Klimawandel zeigt uns, 
dass wir nicht unabhängig von der 
Natur sind, sondern dass das Über-
leben der Natur Voraussetzung für 
unser eigenes Überleben ist.

Im Zuge des Erkennens dieser fakti-
schen Abhängigkeit des Menschen 
von der Natur kristallisierte sich ein 
verändertes anthropozentrisches 
Naturverständnis heraus, dass als 
heutige Grundlage des hiesigen Ver-
hältnisses zur Umwelt gilt. An die 
Stelle der reinen Ausbeutungsbezie-
hung zur Natur ist ein Kommunika-
tions- und Dialogverhältnis getreten. 
Der Mensch begreift sich zwar immer 
noch durch sein Denken als von der 
Natur abgrenzbares Wesen, akzep-
tiert aber, dass er als körperliches 
Wesen nicht komplett unabhängig 
von seiner Umwelt ist. Aus diesem 
Kompromiss folgt, dass der Mensch 
eine gewisse Verantwortung gegen-
über der Natur hat. Ob diese Verant-
wortung in der realen Welt tatsäch-
lich wahrgenommen wird, darf mit 
Fug und Recht bezweifelt werden. 
Anhand der in den letzten Jahrzehn-
ten eingeführten höheren Umwelt-
schutzstandards und der erweiterten 
Klagebefugnisse von Umweltverbän-
den sind in rechtlicher Hinsicht die 
Tendenzen einer geläuterten Anthro-
pozentrik allerdings erkennbar.

Unterschiedliche Wege

Dass der Anthropozentrismus jedoch 
nicht das einzig mögliche Verständ-
nis der Mensch-Natur-Beziehung 
darstellt, lässt sich in vielen Staaten 
außerhalb des europäischen Raumes 
beobachten. Besonders in Ländern 
mit indigenem Bevölkerungsanteil, 
die historisch eine ganz andere Bezie-
hung zur Natur aufgebaut haben, fin-
den sich Rechtsordnungen mit phy-
siozentrischen Einflüssen. Mensch 
und Natur werden dabei als harmo-
nisches Eins begriffen und sind sich 
damit ebenbürtig. Der Natur kommt 
dabei ein Selbstwert zu, durch den ihr 
auf Augenhöhe begegnet wird. Folge-
richtig wird ihr im Sinne der Physio-
zentrik auch Rechtssubjektivität ein-
geräumt. Bekanntes Beispiel für eine 
physiozentrische Rechtsordnung ist 
Ecuador. Im Jahr 2008 hat das Land 
zusammen mit einer neuen Verfas-



Der Whanganui-River in Neuseeland: Seit 2017 eine juristische Person.
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sung auch Eigenrechte der Natur ein-
geführt: Die Natur wird ausdrücklich 
als Rechtssubjekt anerkannt (Art. 10 
Abs. 2 CRE) und der Schutz von Öko-
systemen als Verfassungsrechtsgut 
immer wieder betont (Art. 14 Abs. 
2 CRE). Die Rechte der Natur sind 
dabei aber keineswegs unabdingbar, 
sondern müssen mit anderen Rechts-
gütern der Verfassung - also mensch-
lichen Belangen - in einen Ausgleich 
gebracht werden. In diesem System, 
das von dem Umweltethiker Dr. 
Stefan Knauss als „pluralistischer  
Holismus“ bezeichnet wird, bleibt 
die klassische Grundrechtsabwägung  
erhalten. Hinzu kommt lediglich, 
dass auch die Natur Teil dieser Abwä-
gung ist – was auch in Deutschland 
wohl kein verfassungswidriges Kon-
zept wäre.

In anderen Ländern wurden Eigen-
rechte stattdessen durch die Aus-
legung der Gerichte anerkannt. So 
wurden in Kolumbien der Natur im 
Rahmen einer Gesamtschau der Ver-
fassung eigene Rechte zugestanden. 

In Deutschland könnte dies durch 
eine verfassungsgerichtliche Ausle-
gung von Art. 20a GG in Verbindung 
mit Art. 19 Abs. 3 GG geschehen, wie 
es beispielsweise der Rechtswissen-
schaftler Andreas Fischer-Lescano 
vorschlägt: Die verfassungsrechtlich 
anerkannten natürlichen Lebens-
grundlagen und Tiere könnten sich 
wie juristische Personen auf dieje-
nigen Grundrechte berufen, die we-
sensgemäß auf sie anwendbar sind. 

Denkbar wäre aber auch der in Neu-
seeland beschrittene Weg, Eigen-
rechte partiell auf einfachgesetzli-
cher Ebene anzuerkennen. So wird 
der Whanganui River in § 14 Abs. 1 
WA ausdrücklich als juristische Per-
son bezeichnet, wodurch ihm alle 
„[...] rights, powers, duties, and lia-
bilities of a legal person“ zukommen. 
Durch solche Konzepte können der 
Natur auch zivilrechtliche Rechte 
zugeordnet werden, wodurch ihr  
rechtliche Handlungen, wie bei-
spielsweise der Eigentumserwerb, 
ermöglicht würden.

Mehrwert von Eigenrechten?

Es zeigt sich: Die Möglichkeiten der 
Anerkennung von Eigenrechten der 
Natur sind vielfältig, das deutsche 
Rechtssystem stünde einer solchen 
Veränderung grundsätzlich offen ge-
genüber.  Doch ist die Anerkennung 
von Eigenrechten heute noch not-
wendig? Was für einen über eine rei-
ne Symbolwirkung hinausgehenden 
Mehrwert hat die Anerkennung der 
Rechtssubjektivität der Natur gegen-
über einer einfachen Anhebung des 
Umweltschutzniveaus? Und hilft eine 
Veränderung unseres Rechtssystems 
im Kampf gegen den Klimawandel 
überhaupt? Diese Fragen beantwor-
tete Jula Zenetti vom Leipziger Helm-
holtz-Zentrum für Umweltforschung 
(UFZ) in einem Interview mit der 
kleinen Advokatin auf Seite 4.

Ben Grünewald

Titel

„Für eine Anerkennung 
braucht es Mehrheiten“

Jula Zenetti ist Volljuristin und promoviert am Helmholtz-Zentrum für 
Umweltforschung (UFZ) in Leipzig zum Thema „Eigenrechte der Natur“. Im Gespräch 

mit der kleinen Advokatin erklärt sie, wie die Idee praktisch umsetzbar wäre. 

DkA: Frau Zenetti, die Idee von 
Eigenrechten der Natur stammt aus 
den 70er Jahren. In Deutschland 
wurde sie Ende der 80er anhand der 
Robbenklage diskutiert. Wirklich be-
wegt in Richtung Anerkennung von 
Eigenrechten hat sich in Deutsch-
land und Europa seitdem allerdings 
nichts. Wieso kommt die Debatte 
jetzt wieder auf?

Zenetti: Dafür lassen sich vor allem 
zwei Gründe ausmachen. Zum einen 
wurden die Eigenrechte der Natur 
in mehreren Rechtsordnungen an-
erkannt, erstmals 2006 in einer Ge-
meinde in den USA, 2008 dann in der 
Verfassung von Ecuador. Inzwischen 
sind Eigenrechte in über 20 Rechts-
ordnungen anerkannt.  Daraufhin ha-
ben sich dann auch wieder mehrere 
internationale Autor*innen intensiv 
mit dem Thema auseinandergesetzt. 
Ohne die Anerkennung in diesen 
Rechtsordnungen wäre die Eigen-
rechtsdebatte deshalb vermutlich 
nicht wieder aufgelebt, jedenfalls 
nicht in diesem Maße. Zum anderen 
spielt aber selbstverständlich auch 
die verschärfte Umweltproblematik 
eine Rolle. Dadurch wurde in der Ge-
sellschaft die Dringlichkeit einer öko-
logischen Transformation erkannt. 
Diese aber auch umzusetzen ist eine 
riesige und schwere Aufgabe. Sie er-
fordert ein grundlegendes Umden-
ken in vielen oder vielleicht in allen 
Lebensbereichen und natürlich auch 
ein entsprechendes Handeln. Es ist 
aber nicht einfach, tief eingeprägte 
Muster, Ansichten und Gewohnhei-
ten zu ändern. Das können wir in 
Politik und Wirtschaft beobachten, 
aber auch jede*r -in verschiedenem 
Ausmaß- bei sich selbst. Das Eigen-
rechtskonzept sieht ein grundlegen-
des Umdenken im Recht vor: Die 

Natur wird vom Rechtsobjekt, einem 
verfügbaren Gegenstand, zu einem 
Rechtssubjekt mit eigenen einklag-
baren Rechten. Dieser Perspektiven-
wechsel könnte auch einen Beitrag 
zur ökologischen Transformation 
leisten.  

DkA: Hat sich denn im Vergleich zu 
der Debatte aus den 70er/80er Jah-
ren etwas verändert? Geht es auch 
heute darum, eine andere als die 
anthropozentrische Sicht auf die 
Mensch-Natur-Beziehung gesetzlich 
zu verankern und dadurch dann auch 
faktisch besseren Naturschutz zu 
ermöglichen? Oder haben sich die 
Motive hinter der Eigenrechtsidee 
gewandelt?

Zenetti: Was sich in der Debatte ver-
ändert hat sind zum einen umwelt-
rechtliche Vorschriften. Seit den 70er 
und 80er Jahren hat sich ja im deut-
schen und europäischen Recht schon 
viel geändert, zum Beispiel durch die 
Aarhus-Konvention und deren Um-
setzung. Während Christopher Stone 
noch davon ausging, dass Umwelt-
recht gar nicht klageweise geltend 
gemacht werden kann, gibt es in der 
EU und in Deutschland inzwischen 
die Möglichkeit, Verstöße gegen ver-
schiedene Umweltrechtsnormen gel-
tend zu machen. Auch im materiellen 
Umweltrecht hat sich was getan, in 
Deutschland etwa durch die Einfüh-
rung des Art. 20a GG. Der hat ja kürz-
lich durch den Klimaschutzbeschluss 
des Bundesverfassungsgerichts auch 
eine wichtige praktische Anwendung 
erfahren. Zum anderen haben sich 
die tatsächlichen Gegebenheiten  
geändert; die Umweltprobleme sind 
noch gravierender, noch dringlicher 
geworden. 

DkA: Wenn Sie also sagen, dass das 
Umweltschutzniveau durch ver-
besserte Klagemöglichkeiten wie 
beispielsweise der Verbandsklage 
und neuen materiell-rechtlichen 
Bestimmungen angehoben wurde: 
Bedeutet das, dass den Problemen 
der Robbenklage, insbesondere, dass 
umweltrechtliche Normen nicht ein-
klagbar waren, mittlerweile Abhilfe 
geschaffen wurde?

Zenetti: Nein, dasselbe Problem 
besteht immer noch, nur in einem 
anderen Maß. Zur Zeit der Robben-
klage waren Verstöße gegen Umwelt-
recht noch nicht einklagbar, heute 
können bestimmte Umweltverbände 
Verstöße gegen einzelne Normen des 
Umweltrechts einklagen. Aber eben 
nur Verstöße gegen solche Normen, 
für die das rechtlich vorgesehen ist, 
in Deutschland insbesondere durch 
das Umweltrechtsbehelfgesetz. Da-
neben hat der Europäische Gerichts-
hof die Klagemöglichkeiten wegen 
Verstößen gegen umweltrechtliche 
Sekundärrechtsakte, wie etwa der 
Wasserrahmenrichtlinie, erweitert. 
Wenn man sich aber die Robben-
klage anschaut: Eine solche Gift-
müllverklappung, beziehungsweise 
die Genehmigung dazu ist nicht im 
Umweltrechtsbehelfsgesetz oder an 
anderer Stelle geregelt. Deswegen ist 
davon ausgehen, dass immer noch 
niemand dagegen klagen könnte. 
Trotz grundlegender Verbesserungen 
besteht das Grundproblem also wei-
terhin fort.

DkA: Eingangs haben Sie schon den 
Klimabeschluss des Bundesverfas-
sungsgerichts erwähnt, in dem ent-
schieden wurde, dass das Bundes-
klimaschutzgesetz nachgebessert 
werden muss. Dabei ging es im Be-



Jula Zenetti
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schluss zwar immer um den Schutz 
menschlicher Grundrechte, das 
Bundesverfassungsgericht hat aber 
anerkannt, dass effektiver Grund-
rechtsschutz nur möglich ist, wenn 
auch die natürlichen Lebensgrundla-
gen des Menschen geschützt werden. 
Das ist eine sehr anthropozentrische 
Sicht auf den Naturschutz. Kann man 
den Beschluss aber nicht eventuell 
als Bestätigung dafür sehen, dass 
auch anthropozentrisch geprägte 
Rechtsordnungen die nötigen Inst-
rumente bereitstellen, um effektiven 
Naturschutz zu gewährleisten? Oder 
anders gefragt: Worin bestünde ange-
sichts des Beschlusses der Mehrwert 
von Eigenrechten?

Zenetti: Der Klimabeschluss ist aus 
umweltschutzrechtlicher Perspektive 
natürlich begrüßenswert. Er setzt 
aber an einer anderen Stelle an als 
Eigenrechte. Wenn das Bundesver-
fassungsgericht sagt, wir Menschen 
haben ein Recht auf gesunde Um-
welt, dann ist das etwas elementar 
anderes als zu sagen, die Umwelt 
hat ein Recht darauf, gesund zu sein. 
Eigenrechte können hingegen auf 
mehreren Ebenen wirken. Einmal 
gibt es den prozessrechtlichen Teil, 
über den wir ja schon geredet haben, 
dass also momentan nur bestimm-
tes Umweltrecht eingeklagt werden 

kann. Eigenrechten hingegen ist 
immanent, dass sie einklagbar sein 
müssen. Schließlich ist es ein Merk-
mal von subjektiven Rechten, dass sie 
auch gerichtlich durchsetzbar sind. 
Zudem können Eigenrechte auch im 
materiellen Recht wirken. Die Natur 
oder Ökosysteme könnten zum Bei-
spiel Eigentümer eigener Fonds sein, 
in die Entschädigungszahlungen im 
Falle der Verletzung ihrer Rechte 
fließen.

Darüber hinaus gibt es den ebenfalls 
schon genannten transformativen 
Aspekt von Eigenrechten. Recht prägt 
in gewissem Maße die Gesellschaft. 
Wenn jetzt die Natur als Rechts-
trägerin anerkannt würde, dann 
könnte das eine Transformation der 
Gesellschaft – weg von einem dualis-
tischen Naturverständnis und hin zu 
einem nachhaltigen Zusammenleben 
- fördern.

DkA: Aber meinen Sie, dass alles 
ließe sich nur durch Eigenrechte 
erreichen? Könnte man nicht ein-
fach innerhalb unseres jetzigen 
Rechtssystems verbesserte Klage-
möglichkeiten schaffen und ein um-
fangreicheres Netz an Umweltschutz-
normen spannen, um dasselbe Niveau  
an Naturschutz zu erreichen wie 
durch Eigenrechte?

Zenetti: Es ließe sich bestimmt viel 
angleichen, beispielsweise könnte 
die Aufzählung der einklagbaren Um-
weltrechtsnormen im Umweltrechts-
behelfsgesetz erweitert werden. Bei 
den Wirkungen im materiellen Recht 
dürfte das nicht ganz so einfach sein. 
Um das vorherige Beispiel zu bedie-
nen: Eigentümer eines Fonds zu sein, 
ohne eigene Rechte zu haben, ist 
schwierig. Und es bleibt der Aspekt 
des Beitrags zur ökologischen Trans-
formation. Eine „Revolution des 
Rechts“, wie der Rechtswissenschaft-
ler Jens Kersten die Anerkennung 
von Eigenrechten beschreibt, würde 
nicht ohne Einfluss auf die Gesell-
schaft bleiben. Für mich stellt sich 
also eher die Frage: Warum sollten 
wir auf ein gut passendes Konzept 
wie das der Eigenrechte und dessen 
transformative Wirkung verzichten, 
nur um auf unserem bisherigen Sys-
tem zu beharren?

DkA: Zur Anerkennung von Eigen-
rechten gibt es ja verschiedene Mög-
lichkeiten. Da gibt es zum einen den 
gerichtlichen Weg, dass Eigenrechte 
per Rechtsauslegung anerkannt wer-
den. Zum anderen ginge das aber 
auch über eine Gesetzesänderung, 
entweder auf Verfassungs- oder 
einfachgesetzlicher Ebene. Was für 

Titel

Vor- und Nachteile bringen die unter-
schiedlichen Wege jeweils mit sich 
und welchen halten Sie persönlich 
für den vielversprechendsten?

Zenetti: Es gibt durchaus plausible 
Argumente dafür, dass die Anerken-
nung von Eigenrechten bereits durch 
Auslegung des geltenden europäi-
schen und deutschen Rechts mög-
lich ist. Der Klimaschutzbeschluss 
zeigt einmal mehr, dass die Recht-
sprechung in Sachen Umweltschutz 
wegweisend sein kann. Für eine 
Anerkennung durch Gesetzesände-
rung hingegen braucht es die erfor-
derlichen Mehrheiten, die sich für 
eine Anerkennung auf einfachrecht-
licher Ebene leichter finden lassen 
könnten als für eine Änderung auf 
Verfassungsebene. Beispielsweise 
werden ja auch juristische Personen 
momentan im einfachen Recht an-
erkannt, für die GmbH regelt etwa 
§ 13 GmbHG: „Die Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung als solche hat 
selbständig ihre Rechte und Pflich-
ten…“. Über den einfachgesetzlichen 
Regelungen hinaus gelten dann ge-
mäß Art. 19 Abs. 3 GG die auf eine 
GmbH anwendbaren Grundrechte. 
Eine solche Form der Anerkennung 
ist - neben vielen anderen - auch für 
Eigenrechte der Natur denkbar.
DkA: Wie realistisch ist es, dass 

Eigenrechte in absehbarer Zeit ein-
geführt werden?  Abgesehen von der 
Anerkennung durch Verfassungs-
auslegung ist das ja doch eine sehr 
politische Frage, und im neuen Koali-
tionsvertrag steht es jetzt zumindest 
noch nicht drin. Gibt es anderweitige 
Initiativen, die auf die Anerkennung 
von Eigenrechten der Natur hinarbei-
ten oder steckt die Diskussion noch 
in der juristischen Blase fest?

Zenetti: In Deutschland gibt es eine 
Initiative in Bayern, die auf eine 
Anerkennung per Änderung der 
Landesverfassung abzielt. Weltweit 
gibt es bereits viele ähnliche Bewe-
gungen und es ist zu erwarten, dass 
es eine wachsende Anzahl an Fällen 
der Anerkennung von Eigenrechten 
geben wird. Was in Deutschland und 
Europa passiert, ist allerdings schwer 
vorherzusagen. Ich denke, dass das 
Thema in Zukunft vermehrt disku-
tiert werden wird, aber eine Aussage 
darüber zu treffen, wie wahrschein-
lich hierzulande eine Anerkennung 
ist, wäre Spekulation.

DkA: Zum Abschluss würde ich ger-
ne noch einmal auf die Klimakrise 
zu sprechen kommen: Mal ange-
nommen, man würde von heute auf 
morgen Eigenrechte der Natur ein-
führen, mit allen damit einhergehen-

den Folgen, also verbesserte Klage-
möglichkeiten, erhöhtes materielles 
Schutzniveau, etc. Meinen Sie, dass 
eine solche Anerkennung die Lösung 
der Klimakrise auf juristischer Ebe-
ne bedeuten kann? Oder ginge es zu 
weit, das so zu formulieren?

Zenetti: Nein, das ginge zu weit. Die 
Klimakrise bekommt momentan 
sehr starke mediale Aufmerksamkeit 
und steht im gesellschaftlichen Fo-
kus. Aber es ist nur eine neben meh-
reren Umweltkrisen, wie etwa dem 
Artensterben. Eigenrechte wirken 
nicht gezielt aufs Klima, sondern es 
geht vielmehr um die grundsätzliche 
Veränderung des Umgangs mit der 
Natur und einzelnen Ökosystemen 
wie Flüssen oder Wäldern. Von daher 
stellen Eigenrechte keine Brandlö-
schungslösung der Klimakrise dar, 
sondern sie wirken auf die Abkehr 
von einem stark anthropozentrischen 
Weltbild hin. Das geht nicht in ein, 
zwei Jahren. Hoffentlich schaffen wir 
das aber in absehbarer Zukunft.

DkA: Wir bedanken uns für das 
Gespräch! 

Das Interview führte Ben Grünewald.

„Warum sollten wir auf ein gut passendes 
Konzept wie das der Eigenrechte und dessen 
transformative Wirkung verzichten, nur um 
auf unserem bisherigen System zu beharren?“
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Deutschland

Der blinde Fleck im 
deutschen Recht
Obwohl der Tierschutz im deutschen Recht an mehreren Stellen 

gesetzlich verankert ist, wird in der Praxis nur zurückhaltend gegen 
Verstöße vorgegangen. Gesetzliche Hürden und Probleme der 

Vollziehung erschweren eine konsequente Normanwendung. Eine 
strafrechtliche Novellierung könnte Abhilfe schaffen.

Ein historisches Urteil des Amtsge-
richts Ulm im März 2019: Ein Schwei-
nezüchter wird wegen Tierquälerei in 
der Massentierhaltung zu drei Jahren 
Haft verurteilt. Der Richter sprach 
von einer „Massentierhölle“, in der 
mehr als 1.600 Schweine aufgrund 
katastrophaler Haltungsbedingun-
gen umkamen oder wegen schwerer 
Verletzungen auf Weisung des Vete-
rinäramtes getötet werden mussten. 
Nicht zuletzt hatte der Angeklagte 
selbst verletzte Tiere mit einem Vor-
schlaghammer erschlagen. Was auf 
den ersten Blick als konsequente 
und folgerichtige Verurteilung er-
scheint, ist für Tierschützer:innen 

ein Meilenstein im deutschen Tier-
schutzstrafrecht. Zum ersten Mal 
wurde ein industrieller Tierhalter in 
Deutschland wegen Tierquälerei zu 
einer Haftstrafe verurteilt.

Im Jurastudium gibt es kaum Be-
rührungspunkte mit Tierschutzstraf-
recht, noch weniger bekannt sind 
die Voraussetzungen, die das Gesetz 
an eine Strafbarkeit knüpft. Dabei 
hat unser gesellschaftlicher Wandel, 
auch fernab vom militanten Veganis-
mus, das Tierwohl mehr und mehr in 
den Blickpunkt politischer und juris-
tischer Diskussionen gerückt.

Gesetzliche Regelungen für den 
Schutz von Tieren finden sich seit 
dem Jahr 1972 im deutschen Tier-
schutzgesetz (TierSchG). Der Kernge-
danke wird in § 1 TierSchG formuliert 
und stellt den Schutz von Leben und 
Wohlbefinden der Tiere unter die 
Verantwortung des Menschen.

Auch auf verfassungsrechtlicher 
Ebene wurde der Verantwortung des 
Staates gegenüber Tieren Rechnung 
getragen. Seit dem Jahr 2002 ver-
pflichtet Art. 20a GG den Staat, auf 
den Schutz der Tiere zu achten und 
zur Verwirklichung des Schutzauf-
trages ein geeignetes gesetzliches 
Instrumentarium einzurichten. Un-
geachtet der rechtlichen Rahmenbe-
dingungen könnte die Kluft zwischen 
Telos und Realität nicht größer sein.

Art. 20a GG
„Der Staat schützt auch in Verant-
wortung für die künftigen Generati-
onen die natürlichen Lebensgrund-
lagen und die Tiere im Rahmen der 
verfassungsmäßigen Ordnung durch 
die Gesetzgebung und nach Maß-
gabe von Gesetz und Recht durch 
die vollziehende Gewalt und die 
Rechtsprechung.“

Das einzige Mittel um dem Verlangen 
nach billigen Tierprodukten und der 
Ökonomisierung der Tierhaltung 
Einhalt zu gebieten, stellt die Straf-
vorschrift des § 17 TierSchG dar. Die 
Norm stellt Tierquälerei von Wirbel-
tieren unter Strafe und umfasst mit 
der Tiertötung ohne vernünftigen 
Grund (Nr. 1), der rohen Tiermiss-
handlung (Nr. 2 lit. a) und der quäle-
rischen Tiermisshandlung (Nr. 2 lit. 
b) drei Begehungsvarianten.

§ 17 TierSchG
„Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jah-
ren oder mit Geldstrafe wird be-
straft, wer
1. ein Wirbeltier ohne vernünftigen 
Grund tötet oder
2. einem Wirbeltier
a) aus Rohheit erhebliche Schmer-
zen oder Leiden oder
b) länger anhaltende oder sich wie-
derholende erhebliche Schmerzen 
oder Leiden
zufügt.“

Dabei liefert die Norm die erste gro-
ße Schwachstelle schon selbst: Wann 
genau ein „vernünftiger Grund“ 
vorliegt, ist gesetzlich nicht näher 
definiert. Als unbestimmter Rechts-
begriff bedarf dieser der Wertung, 
die nicht zuletzt auch dem gesell-
schaftlichen Wandel unterliegt. Die 
Rechtfertigung durch einen ver-
nünftigen Grund ist lediglich eine 
Konkretisierung des Verhältnismä-
ßigkeitsgrundsatzes: Die Abwägung 
zwischen Tierwohl und wirtschaftli-
chen Interessen, unter anderem der 
Landwirtschaft. Sowohl gesellschaft-
lich als auch rechtlich anerkannt ist 
die Tötung - vor allem auch in der 
Massentierhaltung - zu Nutzzwecken 
wie der Fleischgewinnung. Keine 
Beachtung bei Verhältnismäßigkeits-
erwägungen findet indessen der Um-
stand, dass die Tötung aus „vernünfti-
gem Grund“ vor allem ökonomischer 
Natur ist. Im Jahr 2020 lag die Anzahl 
der Schlachtungen in Deutschland 
bei 759 Millionen Tieren. Eine Zahl 
bei der Zweifel am „vernünftigen 
Grund“ aufkommen können.

Auch die mangelnde Sachkenntnis 
und Unsicherheit der Justiz darüber, 
was gemäß § 17 Nr. 2 TierSchG „erheb-
liche Leiden und Schmerzen“ sind, 
führt zu einer weiteren Einbruchstel-
le einer konsequenten Normanwen-
dung. Zählen dazu schon schlechte 
Haltungsbedingungen, mangelnder 
Auslauf, fehlendes Tageslicht in 
Ställen? Dazu bietet selbst das Ge-
setz - außerhalb spezialgesetzlicher 
Regelungen - keine Anhaltspunkte. 
Die Diskussion über die Fähigkeit 
von Tieren, Leiden und Schmerz zu 
empfinden, beschränkte sich in den 
letzten Jahren auf wissenschaftliche 
Überlegungen. Renate Künast, Spre-
cherin für Ernährungs- und Tier-

schutzpolitik der Fraktion Bündnis 
90/die Grünen im Bundestag stellte 
fest, dass Strafverfolgungsbehörden 
bei der Entscheidung über diese Fra-
ge in der Vergangenheit ausgeschlos-
sen wurden und wenig fundierte 
Kenntnisse über die Leidensfähigkeit 
und Schmerzempfindung eines 
Tieres gewinnen konnten. Eine feh-
lende Rechtssicherheit, die sich auch 
in den Verurteilungszahlen nieder-
schlägt. So wurden im Jahr 2018 ca. 
800 Personen wegen Tierquälerei 
gemäß § 17 TierSchG verurteilt, der 
Großteil davon zu Geldstrafen. In 
lediglich 40 Verurteilungen wurde 
eine Freiheitsstrafe ausgesprochen. 
Nur zwei Verurteilte davon mussten 
ihre Freiheitsstrafe ohne Bewährung 
antreten. Die relativ milde Sanktio-
nierung lässt sich damit begründen, 
dass Tierschutzdelikte häufig als Ba-
gatelldelikte abgetan werden. Mithin 
zeugt das Tierschutzstrafrecht von ei-
ner extrem hohen Einstellungsquote.

Das Problem ist: Gegenwärtig fehlt 
es noch an ausreichend transparen-
ten Gesetzen und Verordnungen, die 
einen Rückschluss auf artgerechte 
Haltungsbedingungen zulassen und 
die Exekutive zum Handeln zwingen. 
Ein denkbarer Ansatz für die Gesetz-
gebung wäre, die Unterschreitung 
von gesetzlich festgelegten Haltungs-
bedingungen als Indikator eines tier-
schutzrelevanten Verstoßes zu sehen.

Aber nicht nur bei der Ahndung von 
Tierschutzstraftaten treten erheb-
liche Defizite auf, sondern auch bei 
Kontrollen tierhaltender Betriebe. 
In den Jahren 2009 bis 2017 wurden 
Betriebe in Deutschland im Durch-
schnitt alle 17 Jahre kontrolliert. 
Zahlreiche Medienberichte von Tier-
rechtsorganisationen, wie zum Bei-
spiel der Bericht der Animal Rights 
Watch e.V. vom 12. September 2020 
ergaben zudem, dass der Schutz von 
Tieren unter gewerblicher Tierhal-
tung oftmals nicht gewährleistet ist 
und erhebliche Mängel bei Haltung, 
Transport und Schlachtung beste-
hen. Durchlässige Kontrolle führen 
dazu, dass Missstände in der Tier-
haltung gar nicht geahndet werden. 
Dabei machen die fehlenden Ein-
blicke in die Haltungsbedingungen 
die behördlichen Kontrollen umso 
bedeutsamer.

Eine leise Hoffnung auf das Ende des 
Schattendaseins des Tierschutzstraf-
rechts brachte der Gesetzesentwurf 
der Bundestagsfraktion Bündnis 90/
die Grünen im März 2021 zur Ände-
rung des Strafgesetzbuches und des 
Tierschutzgesetzes. Der Gesetzesent-
wurf sieht mit der Wiederbelebung 
des § 141 StGB eine Verschiebung des 
§ 17 TierSchG in das Kernstrafrecht 
vor. Unter Beibehaltung der straf-
baren Tathandlung dient die Über-
führung in das StGB der Sichtbarkeit 
der Norm und der Erhöhung der 
Bedeutung in der Gesellschaft und 
der juristischen Ausbildung. Gleich-
zeitig soll der Kernstraftatbestand 
um Erschwerungsgründe ergänzt 
werden und somit eine Anhebung 
des Strafrahmens auf fünf Jahre für 
Personen mit Garantenstellung, wie 
Tierhalter:innen, Amtsträger:innen 
und Gewerbetreibende eingeführt 
werden. Nach öffentlicher Anhörung 
von Expert:innen zur Änderung des 
Strafgesetzbuches und Tierschutz-
gesetzes am 17. Mai 2021 ist der Ge-
setzesentwurf wieder in den Hinter-
grund gerückt.

Angesichts der bisherigen Vollzugs-
realität und der offensichtlichen 
Kontrolldefizite ist es an der Zeit eine 
Verschärfung der strafrechtlichen 
Normen vorzunehmen und den Blick 
der Gesellschaft auf die mangelhafte 
Umsetzung des Tierschutzes zu len-
ken. Das Tierschutzstrafrecht fristete 
zu lange ein Schattendasein im Ne-
benstrafrecht, dessen Stellung auch 
die Verankerung des Tierschutzes in 
Art. 20a GG nicht verbessern konnte. 
Ebenso wenig erträglich ist das Ver-
trauen allein auf private Tierschutz-
organisationen, die zunehmend 
selbst straffällig werden müssen, um 
das Handeln von Behörden einzulei-
ten. Die Passivität der staatlichen In-
stitutionen ist nicht mehr hinnehm-
bar. Die angemessene Antwort auf 
die Missstände im Tierschutz kann 
nicht in freiwilligen Maßnahmen 
von privaten Organisationen oder in 
investigativen Recherchen von ein-
zelnen Privatpersonen liegen. Der 
Tierschutz braucht eine gesetzliche 
Novellierung, klare Rahmenbedin-
gungen und undurchlässige Kontrol-
len der zuständigen Behörden.

Natalie Taubert
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Pressefreiheit in Gefahr - 
Das neue BND-Gesetz ist da! 

Das neue BND-Gesetz ist vollständig zum 1. Januar 2022 in Kraft getreten. 
Immer noch darf der Auslandsgeheimdienst als einzige deutsche Behörde 

weltweit Datenströme anzapfen und dabei Millionen von Verbindungen und 
Informationen herausfiltern. Deutsche und internationale Medienschaffende 

sehen sich, ihre Arbeit und ihre Quellen bedroht. Wie ist eigentlich ein 
Geheimdienst mit demokratischen und rechtsstaatlichen Prinzipien vereinbar?

Deutschland

Am 25. März 2021 hat der Bundes-
tag das neue Bundesnachrichten-
dienst-Gesetz (BND-Gesetz) verab-
schiedet. Mit der  Gesetzesnovelle 
werden Vorgaben des Bundesverfas-
sungsgerichts umgesetzt, das mit 
seiner Entscheidung vom 19. Mai 
2020 zur Ausland-Ausland-Fernmel-
deaufklärung mehrere Paragrafen 
des BND-Gesetzes für nicht verein-
bar mit dem Grundgesetz erklärte. 
Der Gesetzgeber musste bis Ende 
2021 nachbessern. Schwerpunkt des 
Verfahrens bildete das 2016 refor-
mierte  BND-Gesetz, das die Über-
wachung von Ausländer*innen im 
Ausland regelte. Die Überwachung 
erstreckte sich auch auf im Ausland 

tätige Journalist*innen und ihre In-
formant*innen. Aber auch nach der 
Gesetzesüberarbeitung befürchten 
Medienschaffende, dass sich an der 
Überwachungspraxis wenig ändert. 
Der BND darf nämlich auch weiter-
hin massenhaft Kommunikation 
ausforschen, erhält sogar noch zu-
sätzliche Hacking-Befugnisse und 
kann aussagekräftige Daten über 
Journalist*innen und ihre Kontakte 
sammeln und an andere Nachrich-
tendienste weiterreichen.

Erstmals bekannt wurde die welt-
weite Massenüberwachung im Jahr 
2013 durch Edward Snowden, einem 
ehemaligen Mitarbeiter des ameri-

kanischen Geheimdienstes National 
Security Agency (NSA). Seine Ent-
hüllungen zeigten ein weltweites 
Spionagenetzwerk, in das neben 
dem amerikanischen auch der bri-
tische und deutsche Geheimdienst 
verwickelt waren. Datenströme aus 
unterschiedlichsten Quellen auf der 
ganzen Welt wurden mitgeschnitten 
und abgehört. Mit Hilfe von Selekto-
ren, also vordefinierten Suchbegrif-
fen, durchforstete der BND weltweit 
Datenströme über Internetknoten 
und Satelliten, schnitt die für ihn in-
teressanten Inhalte mit, wertete sie 
aus und übermittelte auch personen-
bezogene Daten an Partnergeheim-
dienste. Die Vorgehensweise des 

BND war eine klare Überschreitung 
von Kompetenzbefugnissen und ent-
sprach in überwiegenden Teilen der 
„Grundstruktur einer anlasslosen 
und damit verfassungsmäßig unzu-
lässigen strategischen Telekommuni-
kationsüberwachung (TKÜ)“, erklär-
te zu der Überwachungspraxis der 
Vorsitzende der Gesellschaft für Frei-
heitsrechte (GFF), Ulf Buermeyer, in 
einem Interview der Podcast-Reiche 
„Irgendwas mit Recht“ noch im Fe-
bruar 2020. Im Gegensatz zu einer 
zulässigen zielgerichteten Über-
wachung, beispielsweise in Ermitt-
lungsverfahren bei denen konkrete 
Anhaltspunkte für eine begangene 
Straftat des Abzuhörenden vorliegen, 
hatte der BND bei dieser Vorgehens-
weise in großem Stil ohne konkrete 
Anhaltspunkte und ohne richterliche 
Anordnung sämtliche Inhalte mit-
geschnitten und ausgewertet. Damit 
verletzte der BND über Jahre das 
Fernmeldegeheimnis, die Pressefrei-
heit, die digitalen Bürgerrechte und 
die rechtsstaatlichen und demokrati-
schen Prinzipien der Bundesrepublik 
Deutschland.

Der BND als Behörde

Die institutionellen Wurzeln des 
BND legte in der Nachkriegszeit die 
US-Armee in der Besatzungszone 
Deutschlands und rekrutierte für das 
Vorhaben in erster Linie deutsche 
Kriegsgefangene, die früher alle dem 
nationalsozialistischen Sicherheits-
apparat angehörten. Die Organisa-
tion wuchs in den Nachkriegsjahren 
schnell heran und wurde später zu 
einer riesigen Maschinerie mit vielen 
Außenstellen und einer verworrenen 
Personalstruktur und hatte die Auf-
gabe, möglichst viele Informationen 
aus allen möglichen Quellen zu 
sammeln, auszuwerten und an die 
Amerikaner weiterzumelden. Dass 
aufgrund unklarer Organisations-
strukturen die Qualität und Relevanz 
von Informationen schon damals 
nebensächlich waren, beschreibt der 
Autor Thomas Wolf in seinem Auf-
satz zu den Anfängen des BND aus 
dem Jahr 2016. Reinhard Gehlen, der 
Gründer und spätere Leiter des BND 
bezeichnete die Organisationsstruk-
tur als „Schottensystem“, eine Art 

Sicherheitsmaßnahme vor Außen-
einwirkungen oder mit anderen Wor-
ten eine undurchsichtige Institution 
ohne Klarkenntnisse von unten nach 
oben, ohne interne Verbindungen 
zu parallelen Abteilungen und ohne 
Kenntnis nach außen von dem genau-
en Personalstellenplan. Im Wesentli-
chen diente diese Struktur als Instru-
ment für die Abwehr von Kontrolle, 
Kritik und gesetzlichen Vorschriften 
von außen. Genau so wurde die Or-
ganisation später von den Amerika-
nern an die junge Bundesrepublik 
Deutschland im Jahre 1956 „überge-
ben“ und sollte weiter als politischer 
und militärischer Kooperationspart-
ner fungieren. Eigenständige Überle-
gungen seitens der Bundesregierung 
und der Opposition, wie ein neuer 
deutscher Nachrichtendienst und 
seine zweckmäßige Organisation und 
Zusammensetzung überhaupt aus-
sehen sollte, wurden damals nicht 
angestellt. Die „Organisation Gehlen“ 
wurde schlicht in den BND umetiket-
tiert. Personell und strukturell blieb 
alles gleich. Bis ins Jahr 1990 gab es 
nicht mal eine formell-gesetzliche 
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Grundlage für die Existenz und Auf-
gabenverteilung des BND. So entzog 
sich die wachsende sicherheits-
politische Gefahrenabwehrbehörde 
der Kontrolle durch Parlament und 
Öffentlichkeit und wuchs zu einer 
abgeschotteten Festung antiliberaler 
Kräfte heran, die sich im Vergleich 
zu anderen Behörden in ihrem ver-
waltungsrechtlichen Handeln nicht 
an die Verfassung nach Art. 1 Abs. 3 
GG gebunden fühlte. Eine kritische 
Überprüfung auf die Einpassung 
in die aktuellen gesetzlichen und 
rechtsstaatlichen Vorgaben der Bun-
desrepublik seitens der Politik hat 
nicht stattgefunden. Die zuständigen 
politischen Institutionen wie das 
Bundeskanzleramt, der Bundestag 
und der Bundesrechnungshof übten 
sich in wohlwollender Gutgläubig-
keit und aktivem Wegsehen von den 
autonomen Handlungen des Nach-
richtendienstes. Die Bundesregie-
rung erteilte dem BND im Jahr 2016 
mit dem „Anti-Terror-Paket“ sogar 
noch weitreichendere Befugnisse 
für die Auswertung von inländischen 
und ausländischen Metadaten. Da-
bei entzog sich der unübersichtliche 
Spionageapparat der Kontrolle eben 
genau dieser Bundesregierung und 
spionierte diese sogar aus. 

Journalist*innen als Zielgruppe

Der im Jahr 2014 eingesetzte Unter-
suchungsausschuss zur NSA-Affäre 
ermittelte, dass ausländische und 
deutsche Staatsbürger*innen, Politi-
ker*innen und Organisationen über 
Jahre hinweg abgehört wurden, unter 
anderem sogar Altbundeskanzlerin 
Angela Merkel. Überproportional 
betroffen von Überwachungen war 
die Gruppe der Berufsgeheimnisträ-
ger*innen, wie Journalist*innen und 
Rechtsanwält*innen. Später enthüllte 
die Zeitschrift DER SPIEGEL im Jahre 
2017, dass der BND seit 1999 weltweit 
mindestens 50 Telefon-, Faxnum-
mern und E-Mail-Adressen von Jour-
nalist*innen und Redaktionen über-
wachte. Betroffen waren dabei etwa 
mehr als ein Dutzend Anschlüsse der 
britischen BBC und New York Times 
in Afghanistan sowie Anschlüsse 
von Mobil- und Satellitentelefonen 
der Nachrichtenagentur Reuters in 
Afghanistan, Pakistan und Nigeria. 
Höchstwahrscheinlich betroffen von 

der Überwachung durch den BND 
waren laut netzpolitik.org auch die 
Investigativ-Journalist*innen aus al-
ler Welt, die zu den Paradise-Papers 
recherchierten und ihr Wissen digi-
tal in globalen Netzwerken und auf 
Servern miteinander teilten. Durch 
solche Abhör- und Datenaustausch-
maßnahmen zwischen den Geheim-
diensten werden Journalist*innen 
nicht nur ihres Rechts auf vertrau-
liche Kommunikation beraubt, son-
dern auch möglichen Repressalien 
in autokratischen Staaten ausgesetzt. 
Dies ist für die Journalist*innen, aber 
auch insbesondere für ihre Quellen 
mit katastrophalen Risiken und un-
einschätzbaren Folgen für ihre per-
sönliche Sicherheit verbunden. Ende 
2017 legte deshalb die Organisation 
Reporter ohne Grenzen (ROG), die 
unter anderem auch von der GFF, 
Amnesty International, einzelnen 
Investigativ-Journalist*innen und 
Rechtsanwält*innen unterstützt wur-
de, Verfassungsbeschwerde beim 
Bundesverfassungsgericht ein.

Die Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts vom Mai 2020

Im Mai 2020 entschied der Erste Se-
nat des Bundesverfassungsgerichts, 
dass die gesamte deutsche Staats-
gewalt und somit auch der BND an 
die Grundrechte des Art. 1 Abs. 3 
GG gebunden ist und nach der der-
zeitigen Ausgestaltung der Gesetze 
sowohl gegen das Zitiergebot des Art. 
19 Abs. 1 Satz 2 GG, als auch gegen 
das grundrechtliche Telekommuni-
kationsgeheimnis des Art.  10 Abs.  1 
GG und gegen die Pressefreiheit des 
Art. 5 Abs. 1 Satz  2 GG im Rahmen 
der Fernmeldeaufklärung verstößt. 
Dies betrifft sowohl die Erhebung 
und Verarbeitung der Daten als auch 
die Übermittlung der gewonnenen 
Daten an andere Stellen. Der Schutz 
der einzelnen Grundrechte kann sich 
zwar im Inland und Ausland unter-
scheiden, bedarf aber einer strikten 
verfassungsmäßigen Ausgestaltung 
der gesetzlichen Grundlagen. Die 
Pressefreiheit und das Telekommuni-
kationsgeheimnis sollen damit nicht 
nur für Deutsche in Deutschland, 
sondern auch für Ausländer im Aus-
land, die durch den BND ausspioniert 
werden, gelten. Eine Früherkennung 
von aus dem Ausland drohenden Ge-

fahren kann durch den BND im Rah-
men ihrer Kompetenz nur erfolgen, 
wenn es sich um Gefahren handelt, 
die sich ihrer Art und ihrem Gewicht 
nach auf die Stellung der Bundes-
republik in der Staatengemein-
schaft auswirken können und von 
außen- und sicherheitspolitischer 
Bedeutung sind. Das Bundesverfas-
sungsgericht schließt damit sowohl 
die Fernmeldeaufklärung, als auch 
die Gefahrenfrüherkennung grund-
sätzlich nicht aus. Einen Bedarf an 
nachrichtendienstlicher Tätigkeit 
sieht das Gericht im Zusammenhang 
mit der fortschreitenden Informa-
tionstechnik und den wachsenden 
Kommunikationsmöglichkeiten, die 
der Bundesrepublik aus dem Ausland 
Schaden zufügen und eine destabili-
sierende Wirkung entfalten können, 
zum Beispiel durch Cyberangriffe, 
Geldwäscheoperationen, interna-
tional organisierte Kriminalität und 
Terrorismus. Dadurch ergäbe sich 
ein Spannungsfeld zwischen der Frei-
heit der Menschen auf der einen und 
der innerstaatlichen Sicherheit auf 
der anderen Seite.

Eine strategische Auslandstelekom-
munikationsüberwachung sieht das 
Gericht hingegen grundsätzlich mit 
Art. 10 Abs. 1 GG unvereinbar und 
kann nur in geregelten Ausnahme-
fällen durch eine Ausnahmebefugnis 
von der Bundesregierung auf den 
BND übertragen werden. Diese muss 
dabei aber strikten Kriterien unter-
liegen, wie einer Begrenzung der zu 
erhebenden Daten, der Bestimmung 
eines konkreten Überwachungs-
zwecks und der jeweiligen Maßnah-
men, dem Festsetzen von Grenzen für 
eine Vorratsdatenspeicherung, sowie 
die Gewährleistung eines unantast-
baren Kernbereichsschutzes. Zusätz-
lich müssen in besonderer Weise 
vom Gesetz Schutzvorkehrungen für 
die Berufsgruppe der Geheimnisträ-
ger*innen und ihre Vertraulichkeits-
beziehungen getroffen werden. Eine 
Übermittlung vertraulicher Daten an 
ausländische Partnerdienste kann 
nur erfolgen, sofern eine spezifisch 
konkretisierte Gefahrenlage vorliegt. 
Zudem hat das Bundesverfassungsge-
richt klargestellt, dass eine kontinu-
ierliche, unabhängige und effektive 
Rechtskontrolle der Aktivitäten, des 
BND durch ein Kontrollorgan erfol-
gen muss.
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Das neue Gesetz und  
seine Schwächen

Die Bundesregierung erkennt in 
ihrem Gesetzesentwurf (BT-Drucks. 
19/26103) die Ausführungen des Bun-
desverfassungsgerichts formell an, 
hebt aber die herausragende außen- 
und sicherheitspolitische Bedeutung 
des BND in besonderer Weise hervor. 
Eine distanzierte und kritische Aus-
einandersetzung mit der Institution 
BND findet auch dieses Mal nicht 
statt. Diverse Parteien, Verbände, 
Organisationen und Einzelpersonen 
kritisierten den Gesetzesentwurf, da 
wesentliche Anforderungen aus der 
Entscheidung nicht oder nicht hin-
reichend umgesetzt wurden. In ihrer 
Stellungnahme zum Gesetzesent-
wurf spricht die Organisation ROG 
von einem „ernüchternden Bild“ 
in dem „nicht das demokratische 
Einhegen der massenhaften Über-
wachung digitaler Kommunikation“ 
im Vordergrund steht, sondern „die 
Legalisierung der weitest möglichen 

Fortsetzung der Praxis“. Tatsäch-
lich gewährt das neue Gesetz in den 
einzelnen Bestimmungen zwar ge-
sondert anerkannte Schutzrechte, 
beschneidet diese jedoch in den Fol-
geabsätzen oft durch weitreichende 
Einschränkungen oder kaum kont-
rollierbare Ermessensspielräume. So 
steht im ersten Absatz des § 21 des 
Gesetzes, dass eine gezielte Erhebung 
personenbezogenen Daten von Jour-
nalist*innen unzulässig ist, schafft 
aber nur einen Absatz später dehnba-
re Ausnahmeregelungen bei denen 
der Schutz nicht greifen soll, wie zum 
Beispiel bei Gefahren für Leib und 
Leben, die Freiheit einer Person oder 
anderer nicht weiter definierter le-
benswichtiger Güter der Allgemein-
heit. Die Möglichkeit, „nicht per-
sonenbezogene“ Verkehrsdaten zu 
erheben, bleibt uneingeschränkt. So 
können leicht Verbindungsdaten von 
Journalist*innen untereinander oder 
mit ihren Quellen erfasst sein, was 
weiterhin gegen Art. 5 Abs 1 GG ver-
stoßen würde, da dieser umfassend 

die gesamten journalistische Tätig-
keit „von der Beschaffung der Infor-
mation bis zur Verbreitung“ schützt 
und damit wesentlich weiter greift 
als das bloße Persönlichkeitsrecht. 
Zudem sollen zukünftig allein die 
Mitarbeiter*innen des BND festlegen 
können, welche Kommunikation als 
Teil einer Vertraulichkeitsbeziehung 
eingestuft und wem damit überhaupt 
journalistische Schutzrechte zuge-
standen werden sollen. Diese Praxis 
ist verfassungswidrig, da staatliche 
Stellen zu strikter Inhaltsneutralität 
und Nichteinmischung im Bereich 
der Pressefreiheit des Art. 5 Abs. 1 
GG verpflichtet sind. Eine inhaltliche 
Auslegung der Berufsbezeichnung 
„Journalist*in“ wäre durch die Behör-
de BND unzulässig. 

Auch eine Dokumentationspflicht bei 
der Einordnung dieses Berufs besteht 
für den BND nicht. Die „stichpro-
benartige“ administrative Kontrolle 
durch den Kontrollrat dürfte damit 
wenig ergiebig bleiben, da viele Ent-
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scheidungen und Prozesse beim BND 
auch weiterhin im Geheimen unter 
Ausschluss der Öffentlichkeit erfol-
gen werden. Auch dem parlamentari-
schen Kontrollgremium kann kein ge-
steigerter Mehrwert bei der Kontrolle 
zugesprochen werden. Der Vorsit-
zende Roderich Kiesewetter, ein ehe-
maliger Bundeswehroffizier, sagte in 
einer digitalen Veranstaltungsreihe 
des Gesprächskreises „Nachrichten-
dienste in Deutschland e.V.“ im Juni 
2020, dass „im Zweifel die Sicherheit 
Deutschlands als erstes Gut“ behan-
delt werden müsse und der Schutz 
der Freiheitsrechte der Bürger erst 
danach komme. Das ist ein klarer Ge-
gensatz zu dem Zweck des Kontroll-
organs, der vorsieht, die Tätigkeit des 
BND auf seine Rechtmäßigkeit und 
Verhältnismäßigkeit unabhängig und 
objektiv als gerichtsähnliches Organ 
zu überprüfen. Eine Abwägung kol-
lidierender Verfassungsgüter muss 
im Rahmen einer praktischen Kon-
kordanz und nur für einen konkreten 
Fall erfolgen und darf nicht bereits 
im Voraus vordefiniert sein. Das wi-
derspricht im Kern rechtsstaatlichen 
und demokratischen Prinzipien. 
Schon die in Art. 1 GG festgelegte 
Garantie der Menschenwürde wird 
durch diese Aussage unterlaufen. 
Art. 1 Abs. 1 des Entwurfs von Her-
renchiemsee besagt: „Der Staat ist 
um des Menschen willen da, nicht 
der Mensch um des Staates willen.“ 
Die Menschenwürde in diesem Sinne 
hat Vorrang vor aller staatlichen Ge-
walt und allen Staatszwecken, selbst 
wenn diese auf den Erhalt des Staates 
als solchen gerichtet sind. Ihr Schutz 
und der Schutz der unveräußerlichen 
Menschenrechte, unter die auch das 
Recht auf Leben, körperliche Unver-
sehrtheit, Freiheit der Person und 
das Recht auf Meinungsäußerung aus 
Art. 5 Abs. 1 GG fällt, ist die wichtigste 
Aufgabe des Staates. Insgesamt greift 
daher auch der anvisierte Zweck der 
Nachrichtendienstkontrolle mit Blick 
auf die unabhängige Sicherung des 
Schutzes von Vertraulichkeitsbezie-
hungen zu kurz. 

Demokratische Legitimation  
und Ausblick 

Die Vorgaben der sehr komplexen 
Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts wurden vom Parla-

ment in Gesetze gegossen, sodass 
sich der BND zumindest vorerst 
ein weiteres Stück Legitimation in 
unserer repräsentativen Demokratie 
erkämpft hat. „Rechtsstaatlich gese-
hen“ sei „ein großer Schritt“ gemacht, 
mit dem man „erstmal arbeiten 
kann“, äußerte sich zum neuen Ge-
setz Jan-Hendrik Dietrich, Professor 
für das Recht der Nachrichtendienste 
an der Hochschule des Bundes für Öf-
fentliche Verwaltung, in einer Veran-
staltungsreihe des Gesprächskreises 
„Nachrichtendienste in Deutschland 
e.V.“ In der Tat hat der BND eine um-
fassende Gesetzeseinkleidung er-
halten, die so umfangreich in seiner 
Geschichte wohl niemals war. Inwie-
weit diese jedoch die Kriterien eines 
demokratischen Rechtsstaats erfüllt, 
bleibt umstritten. „Von einer klaren 
Regelung, die jeder Sachbearbeiter 
im BND sofort versteht und damit 
ein Stück Rechtssicherheit hat, kann 
man beim besten Willen nicht spre-
chen“, betonte sogar der ehemalige 
BND-Präsident Gerhard Schindler 
bei der Veranstaltungsreihe. Wie gut 
ist also ein Gesetz, bei dem selbst ein 
ausgebildeter BND-Mitarbeiter nicht 
genau weiß, welche Daten er erhe-
ben, auswerten und verwenden darf? 
Ein Gesetz ist die zentrale Handlungs-
form des Staates in einer rechtsstaat-
lichen und demokratischen Ordnung, 
bildet gleichzeitig die Grundlage und 
Grenze aller Ausübung von Staatsge-
walt und schafft damit Rechtssicher-
heit für den Bürger in einem Staat. 
Doch wenn die Handlungsgrenzen 
der Staatsgewalt nicht greifbar sind, 
kann es keine Rechtssicherheit für 
den Bürger geben und die Frage nach 
dem tatsächlichen Volkswillen stellt 
sich umso prägnanter. 

Zudem dürfte es strenggenommen 
„die Institution des Geheimdienstes 
in einem demokratischen Rechts-
staat gar nicht geben“, erklärte 
bereits Bernd Schünemann, ehema-
liger Professor für Strafrecht, Straf-
prozessrecht, Rechtsphilosophie und 
Rechtssoziologie an der Ludwig-Ma-
ximilian-Universität in München 
in seiner (Podcast)-Vorlesung zum 
Strafprozessrecht. Denn Demokratie 
bedeutet in erster Linie Öffentlich-
keit. Ohne Öffentlichkeit kann das 
Volk den Staat zur Ausübung seiner 
Macht gar nicht legitimieren. Ge-
heimdienste, dessen Kernaufgabe 

darin besteht konspirativ und heim-
lich zu agieren, verstoßen demnach 
ihrer Struktur nach gegen demokra-
tische und rechtsstaatliche Prinzi-
pien. Der überwiegende Teil der ge-
heimdienstlichen Tätigkeit verbleibt 
schließlich im Verborgenen und 
tritt nur teilweise an die Oberfläche, 
wenn die Öffentlichkeit, angeschubst 
von Whistleblower*innen, hin- und 
wieder nachbohrt. Die Existenz der 
Geheimdienste könne man deswe-
gen im Grunde genommen nur mit 
einem staatlichen „Notprinzip“ recht-
fertigen, so Schünemann. Um es mit 
den Worten des Philosophen Theo-
dor Lessing zu sagen: „Nur wer die 
Waffen hat, kann Frieden schaffen!“ 
In seinem Referat auf einem Kon-
gress gegen koloniale Unterdrückung 
und Imperialismus im Jahre 1927 in 
Brüssel beschrieb er, dass moderne 
Imperien mit Kapitalmacht und einer 
fortgeschrittenen Maschinentechnik 
sich nur mit den gleichen Mitteln be-
kämpfen ließen, nämlich Kapital mit 
Kapital und Technik mit Technik. Nur 
so könne man durch die Macht der 
Unterdrücker nicht ausgerottet wer-
den. Gäbe es demnach in Deutsch-
land keinen Geheimdienst, so wäre 
man von außen leichter angreifbar 
und könnte nicht mehr erfolgreich 
als souveräner Staat funktionieren. 

Es lassen sich damit zwar plausible 
Gründe für das Bestehen und Funk-
tionieren eines Geheimdienstes in 
einem souveränen Staat in der Welt-
gemeinschaft finden, ob diese auch 
erstrebenswert im Sinne ethischer 
und philosophischer Aspekte, wie 
Demokratie, Friedensbestrebung, 
Gewaltfreiheit, Gerechtigkeit, Ver-
nunft und Menschlichkeit, sind, steht 
auf einem ganz anderen Blatt ge-
schrieben. Bis diese ideologische Fra-
ge in unserer kapitalistischen Kultur 
endgültig geklärt ist, bedeutet das für 
Journalist*innen, dass sie weiterhin 
für ihre Rechte kämpfen müssen. Da-
her erwägt auch der Geschäftsführer 
von ROG, Christian Mihr, in einem 
Statement gegenüber netzpolitik.org, 
erneut vor das Bundesverfassungs-
gericht zu ziehen, um für seine per-
sönlichen Rechte, die Rechte seiner 
Mitstreiter und sicherlich nicht zu-
letzt für die Verfassung der Bundes-
republik Deutschland einzustehen. 

Margarita Savina
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Spritze oder Schelle
Der Druck auf ungeimpfte Menschen wächst stetig und Forderungen 

nach harten 2G-Beschränkungen, wie erst 2G im Supermarkt und jetzt 
eine Impfpflicht, wurden zunächst ausgeschlossen und plötzlich ernsthaft 
diskutiert. Es stellt sich daher die Frage, wie viel moralischen Druck und 

wie viele Grundrechtseingriffe hält eine liberale Demokratie aus?

Du stehst auf dem nassen Waldboden 
und die ersten Sonnenstrahlen drin-
gen durch den Nebel im Dickicht. 
Alles ist still. Nur vereinzelte Tier-
laute sowie das Rascheln des Laubes 
unter deinen Füßen. Du nimmst 
deinen Feldstecher und erblickst in 
der Ferne das Wild – deine Beute, 
derentwegen du dich in aller Früh zu 
diesem Abenteuer aufgemacht hast. 
Dein Compound-Bogen zur Hand, 
tief ausatmen und anvisieren. Deine 
Finger werden vom straffen Zug des 
Sportgerätes strapaziert und dein 
Fokus ist scharf wie eine Rasierklin-
ge – Totenstille. Du lässt los, der Pfeil 
surrt durch die Wildnis und schlägt 
durch das Wild wie ein heißes Messer 
durch ein Stück Butter. Volltreffer. 

Nach kurzem Todeskampf sind dei-
ne nächsten Mahlzeiten gesichert, 
schließlich darfst du als Ungeimpfter 
leider nicht mehr in den Supermarkt. 

Zugegeben, das ist vielleicht etwas 
übertrieben, aber so in etwa stellen 
es sich die Befürworter der Rege-
lung wohl vor, wenn der Einkauf 
im Lebensmittelgeschäft verwehrt 
wird oder Ungeimpfte generell aus 
dem gesellschaftlichen Leben aus-
geschlossen werden. Aber mal von 
prähistorischen Jagdeinheiten und 
der Vereinbarkeit mit Forstrecht ab-
gesehen. Wir reden hier darüber, 
dass Leute ohne Impfung sich keine 
Lebensmittel mehr kaufen dürfen, 
während unter anderem unser Ex- 

Gesundheitsminister Jens Spahn bis 
November gefühlt täglich beteuerte, 
es gebe keine Impfpflicht – wie kann 
das sein und sollten wir als Gesell-
schaft überhaupt so weit gehen? 

Skeptiker vs. Leugner

Aber fangen wir einen Schritt früher 
an – nämlich beim Umgang mit un-
geimpften Personen im Allgemeinen 
sowie der Klassifizierung zwischen 
Skeptikern und Leugnern. Schaut 
man sich auf Social Media oder im 
Rundfunk um, erlebt man einen 
moralisierten und herablassenden 
Umgang mit Menschen ohne Impf-
pass-Eintrag. Die implizite Unterstel-
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lung dabei – das muss ein Querden-
ker sein. Egal aus welchem Grund, 
du bist mindestens unsolidarisch und 
dir scheint es egal zu sein, ob du dei-
ne Nächsten infizierst oder deinetwe-
gen der Lockdown länger dauert. Tat-
sächlich ist es jedoch so, dass besagte 
Gruppe ziemlich divers aufgestellt 
ist, was ihre intrinsische Motivation 
zur Absage der Spritze betrifft. 

Die einen sind Anthroposophen oder 
Esoteriker, die der Schulmedizin oh-
nehin skeptisch gegenüberstehen. 
Die anderen glauben, Corona sei 
eine harmlose Grippe und eine Imp-
fung einfach unnötig. Wieder andere 
leugnen das Virus und glauben bei 
der Impfung an eine von „den Eliten“ 
verabreichte Giftspritze mit geistes-
zersetzender Wirkung, und wieder 
andere haben schlicht Angst vor 
möglichen und auch nachweisbaren 
Nebenwirkungen. Und sich ernste 
Gedanken über Impfkomplikationen 
wie Herzmuskelentzündungen zu 
machen ist durchaus legitim. Eben-
so wie die Besorgnis vor bis dato 
noch nicht nachgewiesenen Korre-
lationen zwischen der Impfung und 
bestimmten Erkrankungen, wie etwa 
Narkolepsie. Bei dieser Erkrankung 
wurde erst ein gutes Jahr später ein 
Zusammenhang mit der Schweine-
grippeimpfung 2009 entdeckt. Erst 
jüngst wurde verlautbart, dass der 
Moderna-Impfstoff nur noch an über 
30- Jährige verimpft wird, weil dort 
ein gesteigertes Risiko besagter Herz-
muskelentzündungen erkennbar 
war. So wurden nach einem Bericht 
von Public Health Ontario binnen 
eines knappen Jahres 263,2 Fälle 
auf eine Million Dosen Moderna be-
kannt. Bei Biontech/Pfizer waren es 
indes 37,4 Fälle. Auch ist die in den 
Twitterblasen gestellte Annahme, 
jede Person sei genauso rational wie 
man selbst und für wissenschaftlich 
vorgetragene Erkenntnisse gleich zu-
gänglich, verfehlt. 

Zudem gibt es hierzulande auch 
Menschen, die in einer Diktatur 
sozialisiert, jahrelang vom Einheits-
parteiregime nachweislich belogen 
wurden, egal ob bei den Wahlergeb-
nissen oder der Sache mit dem Mau-
erbau, und daher eine starke Skepsis 
gegen politische Appelle entwickelt 
haben. Unter dem Strich kann man 
sagen, auch irrationales Verhalten ist 

von unserer Rechtsordnung gedeckt 
und stellt nicht sofort ein unsolidari-
sches Verhalten dar.

Der Druck steigt

Der Gegenpart derjenigen, die für 
wissenschaftliche Argumente un-
zugänglich ist, sind jene Personen, 
die ihre Ablehnung gegenüber Impf-
verweigerern fast schon mit sekten-
artigem Eifer in der Twitter-Kom-
mentarsektion kommunizieren. Für 
Gegenargumente wären sie zwar 
durchaus intellektuell zugänglich, 
verweigern sich diesen aber aus 
ideologischen Gründen komplett. Be-
dient wird sich dabei einem überzo-
genen Solidaritätsnarrativ, dem diese 
Menschen selbst an anderer Stelle 
nicht gerecht werden: Etwa wenn es 
um das Thema Rauchen und der da-
mit verbundenen Belastung anderer 
Beitragszahler im Falle einer Folge-
erkrankung geht. Dies sind übrigens 
jährlich 20 Milliarden Euro Krank-
heitskosten, alleine in Deutschland. 
Trotzdem werden sie wohl nicht 
damit aufhören, obwohl sie könnten.
 
Doch auch die Politik heizt nicht-ge-
impften Menschen ordentlich ein. 
Obwohl es bis vor Kurzem noch hieß, 
es gäbe keine Impfpflicht und ein 
Ausschluss von Ungeimpften wäre 
eine „bösartige Unterstellung“ (Mi-
nisterpräsident Kretschmer Anfang 
des letzten Jahres, der jetzt flächende-
ckend 2G fordert), wird der Ton mitt-
lerweile generell härter. Natürlich 
muss die Politik angemessen auf eine 
Änderung der pandemischen Um-
stände reagieren – keine Frage. Nur 
sind wir ehrlich, weder die vierte Wel-
le, noch die zu verhaltene Impfquote, 
derzeit 62,1 % in Sachsen und 73,2 % 
in Deutschland, waren unvorherseh-
bare Ereignisse. Und während man 
jeden Tag politische 180-Grad-Dre-
hungen ablieferte, sich aus Angst 
vor bestimmten Wählerklientel nicht 
zu konsequenten Lockdowns durch-
rang, aus einem Wahlkampfgetöse 
heraus sich gegenseitig Unfähigkeit 
unterstellte und aus Geiz zu wenig 
Impfdosen, nämlich zunächst nur 
40 Millionen, bestellt hat, behilft 
man sich jetzt mit einer dreisten Er-
pressung von Ungeimpften durch 
Androhung von Freiheitsentzug und 
gesellschaftlichem Ausschluss. Von 

dem unwürdigen Umgang mit Schü-
lern und Studierenden in den letzten 
anderthalb Jahren brauchen wir gar 
nicht erst anfangen, sonst wird der 
Artikel zu traurig. 

Richtig abstrus wurde es jüngst, 
nachdem der Fußballer Joshua Kim-
mich in einem Interview ganz offen 
erklärte, er sei ungeimpft wegen 
dahingehender Bedenken. Regie-
rungssprecher a.D. Steffen Seibert 
bedauerte dies in der Bundespresse-
konferenz und die Regierung hoffte, 
dass er sich doch noch impfen lässt. 
Man möchte hier fragen, auf wel-
chem armseligen Niveau die Debatte 
derweilen angekommen ist, wenn 
man sich nicht schon seit über einem 
Jahr mit diesem Elend abgefunden 
hätte. Mal davon abgesehen, dass 
es Kimmichs ganz persönliche Ent-
scheidung ist und es einer Regierung 
unwürdig ist, sich zum Impfstatus 
eines Sportlers zu äußern – denn ein 
Sportler ist kein Vorbild für medizini-
sche oder politische Fragestellungen. 
Die Häme, welche er durch seine an-
schließende Coronainfektion erfah-
ren hat, ist im Übrigen ebenfalls auf 
einem unterirdischen Niveau.

Darf man das?

Nachdem einige Mitbürger einen 
digitalen Pranger für Ungeimpfte 
aufgebaut haben und die Politik 
hilflos im Nichtschwimmerbecken 
der Verantwortung paddelt, ist doch 
wenigstens auf die Justiz Verlass. 
Zumindest, wenn es um die Rechte 
von Ungeimpften geht, oder? Schau-
en wir dazu mal nach Hessen. Dort 
hatte vor Kurzem eine Einzelhänd-
lerin auf das Begehren geklagt, nur 
noch Geimpften und Genesenen 
Einlass gewähren zu dürfen. Das Ver-
waltungsgericht Frankfurt gab ihr 
daraufhin Recht (VG Frankfurt, Be-
schluss vom 29. September 2021 – 5 L 
2709/21.F) und sorgte damit für eine 
Startrampe, das 2G-Modell auf den 
gesamten Einzelhandel auszuweiten, 
zumindest aus Sicht der Landesre-
gierung. Im Gegenzug entfielen da-
bei übrigens die Maskenpflicht und 
Abstandsregeln, weil ja bekannt ist, 
dass Geimpfte und Genesene nicht 
mehr ansteckend sind, oder so. Da-
von aus Sicht der Landesregierung 
konsequenterweise auch betroffen 
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sind  Supermärkte, was für eine nicht 
unerhebliche Empörungswelle in der 
Bevölkerung gesorgt hat. Die Frage, 
die sich hier aufdrängt, ist: Kann das 
rechtlich möglich sein? Denn wie wir 
im Rechtsstudium alle gelernt haben, 
gibt es einen Kontrahierungszwang, 
wonach Anbieter von grundlegen-
den Dienstleistungen wie Nahrung, 
Strom, Wasser usw. dem Bürger 
ihre Leistungen grundsätzlich nicht 
versagen dürfen. Die Privatauto-
nomie greift in diesem Fall nur ein-
geschränkt. Was würde im Fall einer 
Beschränkung der Grundversorgung 
denn noch übrig bleiben von der 
nicht vorhandenen Impfpflicht und 
noch viel wichtiger: Wie sollen sich 
Ungeimpfte mit grundlegenden Le-
bensmitteln versorgen können? 

Obendrauf kommt, dass schon die ge-
nerelle Unterscheidung zwischen Ge-
impften und Ungeimpften rechtlich 
kritisch ist, da der allgemeine Gleich-
heitsgrundsatz auch eine Unterschei-
dung auf dieser Ebene wohl verbie-
ten dürfte. Etwa, weil ein Geimpfter 
nicht zwingend gesund sein muss, 
geschweige denn von der Möglich-
keit ausgeschlossen, andere weiter-
hin anstecken zu können. Während 
gleichwohl ein Ungeimpfter kernge-
sund sein und es mit einem frischen 
Test auch nachweisen kann. Den Feh-
lerquoten bei Tests könnte man dabei 
Impfdurchbrüche entgegenhalten.  
Eine Impfpflicht muss keineswegs 
so exekutiert werden, dass Unwilli-
ge festgehalten und geimpft werden 
oder mit empfindlichen Geldbußen 
bis zu hin zum Freiheitsentzug be-
straft werden. Das Unmöglichma-
chen alltäglicher Dinge stellt eine 
nicht minder schwere Beeinträch-
tigung dar, als die oben genannten 
Sanktionen. Somit bleibt hier von ei-
ner qualitativen Unterscheidung der 
Maßnahmen lediglich Wortklauberei 
übrig. Der 2G-Vorschlag würde sich 
von einer Impfpflicht daher kaum 
unterscheiden und würde eine klare 
mittelbare Impfpflicht darstellen. 
Zudem ist die Pandemielage und das 
Ansteckungsrisiko nicht so extrem, 
dass hier ein Außerkraftsetzen des 
Kontrahierungszwangs für grundle-
genden Lebensmittelbedarf gerecht-
fertigt wäre, und die wirtschaftlichen 
Interessen der Lebensmittelketten 
wären ebenfalls keine adäquate 
Argumentationsbasis. 

Große Ketten, wie beispielsweise 
Kaufland, hatten sich recht schnell 
gegen die 2G-Option entschieden. 
Vermutlich auch, weil sie wissen, 
dass es sich negativ auf den Umsatz 
auswirken würde. Kontrollierbar 
wäre das Ganze auch nicht wirklich, 
denn wenn der Einlass wieder nur 
über Türsteher möglich wäre und 
man deswegen beim Penny länger 
ansteht als am Berghain, dann ist es 
schnell vorbei mit der kollektiven gu-
ten Laune beim Kunden.

Gesellschaftliche Folgeschäden

Long-Covid ist eine ernste Angele-
genheit. Auch das gesellschaftliche 

Klima hat schon längst einen nach-
haltigen Treffer kassiert. Als wären 
die Wunden der zurückliegenden 
Krisen und Verwerfungen nicht noch 
frisch, hauen wir uns jetzt aufgrund 
eines Impfstatus den Schädel ein. Al-
lein schon die Tatsache, dass wir vor 
ein paar Monaten „zumindest“ noch 
über 3G im Supermarkt diskutierten, 
aber die Tests quasi schon damals 
nichts mehr Wert waren, zeigt, an 
welchem autoritären Abgrund wir 
stehen. Zumal es dennoch regelmä-
ßig zu Impfdurchbrüchen kommt; 
laut RKI ca. 362.000 (Stand Mitte 
Dezember) in der BRD, vorrangig bei 
über 80-Jährigen. Auch die Tatsache, 
dass Tests zeitweise nur noch selbst 
gezahlt werden konnten, ist eine sel-

ten dagewesene Dreistigkeit seitens 
der Politik. Wenn der Staat Bürgern 
unterstellt, sie könnten krank sein 
und einen Test verlangt, hat er auch 
dafür zu zahlen! Hinzu kommt auch 
der Impffortschritt, den wir im Jahr 
2020 bei weniger Einschränkungen 
noch nicht hatten. Ende Dezember 
2020 waren es gerade mal 0,2 % der 
Bevölkerung, die eine Erstimpfung 
erhalten haben. Einschränkungen 
an Supermärkten ließen sich da viel-
leicht bei einem Ausbruch des T-Virus 
rechtfertigen. Doch trotz der gegen-
wärtig wieder angespannten Lage er-
scheint auch dies höchst fragwürdig. 
Wir führen gerade Diskussionen die 
vor zwei Jahren undenkbar waren, 
beziehungsweise in die Kategorie 
Cyberpunk-Dystopie eingeordnet 
worden wären und es hat sich dahin-
gehend eine Besorgnis erregende 
Normalisierung eingestellt. 

Pandemie der Ungeimpften?

Klar, die Maßnahmen wurden nicht 
aus einem luftleeren Raum veran-
lasst, sondern basieren auf einer für 
unser Gesundheitssystem dramati-
schen Entwicklung und gerade nach 
dem entspannten Sommer hatten die 
meisten von uns die Pandemie ab-
gehakt. Umso krasser kommt sie nun 
zurück und in Anbetracht der Tatsa-
che, dass wir seit Jahresbeginn 4.000 
Intensivbetten weniger haben, macht 
es die Lage noch ernster. Letzteres 
liegt übrigens nicht an den fehlen-
den Möbeln, sondern an fehlendem 
Personal, das unter anderem auch 
wegen persönlicher Überlastung 
hingeschmissen hat. Ein trauriger 
Anblick bot sich abseits der Lage in 
den Kliniken für Ottonormalbürger 
auch Ende November, als die bereits 
errichteten Weihnachtsmarktbuden 
wieder abgebaut werden mussten. 
Und wer ist schuld an dem ganzen 
Elend und der „Wellenbrecher-Pau-
se“? Natürlich die Ungeimpften.

Aber ob diese einseitige Schuldzu-
weisung nicht doch etwas unterkom-
plex ist, darf durchaus mal beleuch-
tet werden. Das RKI hatte bereits im 
Sommer vor dem nun bestehenden 
Szenario gewarnt und auch der 
Schwund an Intensivplätzen kann 
an den Verantwortlichen nicht ein-
fach so vorbeigegangen sein. Doch, 

dass Pflegekräfte auch vor dem Co-
rona-Ausbruch wegen der miesen 
Bezahlung nicht gerade im Übermaß 
vorhanden waren, ist eine Tatsache. 
Und auch wenn bei sehr niedrigen 
Zahlen Einschränkungen schwerer 
zu legitimieren sind, warum hat 
man nicht bereits im Spätsommer 
begonnen 2G+, beziehungsweise 1G 
(Testpflicht für jedermann) einzufüh-
ren, beispielsweise bei Festen und 
Konzerten? Warum hat man nicht das 
Prinzip „Impfbratwurst“ erweitert 
und jedem Impfwilligen eine Geld-
prämie auf die Hand gegeben? In 
Anbetracht ewiger Lockdowns und 
Entschädigungsleistungen vermut-
lich immer noch billiger. Nun fordert 
unser sächsischer Ministerpräsident 
Kretschmer wieder Solidarität von 
Geimpften ein, als hätten diese nicht 
schon seit März 2020 genug Verzicht 
erleben müssen. Und warum hat 
seine Partei, die gefühlt schon seit-
dem die ersten Reptilien an Land 
gekrochen sind an der Regierung 
war, nichts gegen den Pflegenotstand 
getan, und zwar bevor die Hütte 
brennt? Weiß keiner. Auch weiß kei-
ner, wie der Weg aus dem Dilemma 
aussehen soll. Selbst die postulierte 
Impfpflicht würde das Problem erst 
in der Zukunft beheben und Über-
zeugungstäter würden lieber das 
Bußgeld zahlen, in Erzwingungshaft 
gehen oder nach Paraguay auswan-
dern, als sich tatsächlich impfen zu 
lassen. 

Eine Impflicht wäre allerdings für 
Berufsfelder nachvollziehbar, die mit 
Risikogruppen zusammenarbeiten. 
Denn einem Arzt oder einem Kran-
kenpfleger beispielsweise kommt von 
Berufs wegen eine gesteigerte Verant-
wortung gegenüber seinen Patienten 
zu. Es ist gerade ihre Pflicht und auch 
ihr persönlicher freiwilliger Wille, 
im Rahmen ihrer Berufswahlfreiheit, 
das Leben ihrer Patienten zu retten. 
Ein damit verbundener Eingriff in 
ihre körperliche Unversehrtheit oder 
ihre allgemeine Handlungsfreiheit 
durch eine Pflichtimpfung wäre da-
mit als verhältnismäßig gering einzu-
stufen, wenn man dadurch, ganz in 
ihrem persönlichen Sinne, die Leben 
der Risikopatienten retten kann. 
Anderenfalls müsste man sich wahr-
scheinlich beruflich umorientieren. 
Zu überlegen wäre auch eine Teil-
impfpflicht für Personen ab einem 

bestimmten Risikoalter, wobei es da 
insbesondere mit dem allgemeinen 
Gleichbehandlungsgebot zu Konflik-
ten kommen könnte. 

Schlussendlich muss diese Abwä-
gung, insbesondere bei der breiten 
Bevölkerung, auch unter dem Zu-
kunftsaspekt gesehen werden. Es 
mag sicherlich zur Bekämpfung der 
Coronapandemie geeignet sein. Aber 
das Aufweichen dieses hohen Rechts-
gutes kann zu einem problemati-
schen Präzedenzfall werden, wenn 
es um andere Debatten geht und 
vielleicht eine weit weniger liberale 
Regierung die Fäden in den Händen 
hält. 

Das am Anfang beschriebene Szena-
rio wird wohl ausbleiben, weil die 2G 
Pflicht im Supermarkt längst von der 
Impfpflicht überholt wurde. Und die 
neu geschaufelten Schützengräben 
voller gegenseitiger Schuldzuwei-
sungen werden so schnell nicht zu-
geschüttet. Man muss also weiterhin 
auf der Hut bleiben, welche dicke 
Schelle uns die Politik als Nächstes 
serviert. Bis dahin können wir uns 
aber vielleicht damit trösten, dass 
das schlechte Abschneiden der CDU 
auch ein Denkzettel der Corona-
politik gewesen ist und die neu for-
mierte Ampelkoalition daraus lernt. 
Schlussendlich sind Salamitaktik und 
tägliche 180-Grad-Wendungen der 
beste Weg, eine Verdrossenheit ob 
der Einhaltung und Zustimmung der 
Coronapolitik hervorzurufen. 

Dennoch kommt man nicht daran 
vorbei auf die Notwendigkeit der 
Impfung hinzuweisen und allen noch 
zweifelnden Menschen nahezulegen, 
sich impfen zu lassen. Denn bei aller 
berechtigter Kommunikations- und 
Diskurskritik, je mehr geimpft sind, 
desto eher wird unser Gesundheits-
system entlastet und die Aufrechter-
haltung der Maßnahmen nicht mehr 
legitimierbar sein.

Dennis Hänel
  

Deutschland
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Studium

Präsenz am Schreibtisch
Nicht nur Studierende wurden zu Beginn der Pandemie mit Online-Versionen von 

Vorlesungen, AGs und Klausuren ins kalte Wasser geschmissen. Damit diese Formate 
überhaupt stattfinden konnten, mussten sie erst einmal organisiert und koordiniert werden. 

Drei Dozierende der Universität Leipzig lassen hinter die Kulissen blicken.

38 Schritte bis zur Vorlesung
 - Prof. Marc Desens

DkA: Herr Prof. Desens, Sie haben 
seit 2010 den Lehrstuhl für Öffentli-
ches Recht, insbesondere Steuerrecht 
und Öffentliches Wirtschaftsrecht an 
der Universität Leipzig inne. Sie leh-
ren also schon eine ganze Weile. Auf-
grund der Corona-Pandemie war das 
Sommersemester 2020 für Sie sicher 
ein ganz besonderes. Was waren Ihre 
ersten Gedanken, als klar war, dass 
die Uni vorerst geschlossen bleibt?

Desens: Mein erster Gedanke war: 
„Was machen wir denn jetzt?“ Ich 
habe damals, wie wahrscheinlich 
die meisten, noch nie eine On-

line-Vorlesung gehalten. Unter den 
Hochschullehrern fand zwar ein Aus-
tausch statt, aber vom Rektorat gab 
es keine Unterstützung. Man wurde 
ins kalte Wasser geschmissen und 
musste erst einmal improvisieren. 
Manche haben Powerpoints bespro-
chen und hochgeladen, aber mir war 
der direkte Kontakt zu den Studieren-
den wichtig. Darum habe ich mich 
in Zoom eingearbeitet und damit 
meine Veranstaltungen gehalten. 
Am Anfang konnte ich das genau so 
wenig wie alle anderen. Aber durch 
Ausprobieren wird man besser und 
mittlerweile ist es ja fast langweilig, 
eine Veranstaltung mit so einem Pro-
gramm zu halten.

DkA: Sie waren dann auch nicht 
mehr im Büro, sondern haben alles 
von zu Hause aus gemacht?

Desens: Ja. Eine Vorlesung online zu 
halten, ist zwar sehr bequem, aber 
sobald man Zoom dann schließt, ver-
fällt man in eine Leere. Mit der Zeit 
gewöhnt man sich aber auch an diese 
Bequeme. Ich denke, wir müssen erst 
wieder lernen, aus dieser Lethargie 
rauszukommen. 

DkA: Hatten Sie in Ihrem Arbeitsall-
tag Probleme, was die Kinderbetreu-
ung betrifft?

Desens: Im ersten Lockdown habe ich 
jeden Vormittag drei Kinder betreut. 
Danach habe ich mich um die neuen 
Vorlesungsformate gekümmert. Das 
war auf jeden Fall schwierig. 

DkA: Sie haben sich im Wintersemes-
ter 2020/21 in Ihrer Vorlesung zum 
Allgemeinen Verwaltungsrecht für 
ein hybrides Konzept entschieden. 
Im Hörsaal saßen so viele Studie-
rende, wie es die Hygieneregeln zu-
ließen, und der Rest war online über 
Zoom dabei. Wie lief die Konzeption 
dafür ab?

Desens: Das war schon eine Herku-
lesaufgabe. Die erste Frage war, wie 
wir die 180 zugelassenen Plätze im 
Audimax besetzen. Nachdem wir 
bereits im Mai im Rektorat erfolglos 
angefragt hatten, ob uns dafür ein 
Reservierungsprogramm zur Ver-
fügung gestellt werden kann, kamen 
wir auf die Idee, den Terminkalen-
der in Moodle umzufunktionieren. 
Bald kamen kritische Stimmen, die 
meinten, man könne gar nicht kon-
trollieren, ob dann wirklich nur die 
erlaubten 180 Studierenden anwe-
send sind. Ich war aber der Ansicht, 
dass in einer so ernsten Situation wie 
einer Pandemie die Studierenden 
in der Lage sind, sich vernünftig zu 
verhalten, auch wenn wir die Ein-
haltung der Regeln nicht bei jedem 
Einzelnen kontrollieren können. Und 
so war es im Nachhinein auch. Viele 
gingen davon aus, die Studierenden 
machen nur Party und brechen alle 
Regeln. Aber ich habe genau das 
Gegenteil wahrgenommen. Selten 
habe ich so disziplinierte Studieren-
de gesehen wie in diesem Semester. 
Dann brauchten wir den Hörsaal. 
Das Problem hierbei: Das Rektorat 
hat eine e-learning-Abteilung, die 
für die Zoom-Lizenzen zuständig ist, 
und eine Abteilung, die sich um die 
Hörsäle kümmert. Beide sind aber 
untereinander nicht gut vernetzt. 
Wir mussten dafür sorgen, dass alle 
Studierenden, ob online oder im Hör-
saal, mich hören und sehen konnten 
und am Ende eine Aufzeichnung zur 
Verfügung hatten. Über das Rektorat, 
verschiedene Lehrstühle und wissen-
schaftliche Mitarbeiter haben wir es 
aber schließlich geschafft, alles zu 
koordinieren. Um die Veranstaltung 
halten zu können, waren jedes Mal 
38 verschiedene technische Schritte 
notwendig. Beim ersten Mal habe ich 
dafür zwanzig Minuten gebraucht, 
am Ende dann nur noch fünf. Aber 
ich glaube, es hat ganz gut geklappt. 
Am Ende des Tages waren alle, die 

dabei sein wollten dabei, ob online 
oder im Hörsaal.

DkA: Wie hat es sich für Sie ange-
fühlt, so eine hybride Vorlesung zu 
halten?

Desens: Normalerweise kommt man 
in den Hörsaal, dort sind ein paar 
hundert Leute und man muss irgend-
wann mal auf’s Mikrofon hauen, 
damit es ruhig wird. Bei so einer hy-
briden Vorlesung steht man unten im 
Audimax und denkt, man ist in Nord-
korea. Alle sitzen ganz diszipliniert 
mit Abstand und Maske da und es 
herrscht totale Stille. Da hat man als 
Dozent ein mulmiges Gefühl. Aber 
das Positive war, ich habe noch nie so 
sehr gespürt, dass Studierende dank-
bar waren, dass sie diese Vorlesung 
hören dürfen. Das ist ein schönes 
Gefühl, wenn man merkt, dass die 
ganze Arbeit dankend angenommen 
wird, denn so eine hybride Vorlesung 
vorzubereiten dauert mindestens 
doppelt so lang wie eine normale.

DkA: Sie haben Sich dazu entschie-
den, die Vorlesung aufzuzeichnen. 
Viele Dozierende haben sich dagegen 
entschieden. Grund war oft die Sor-
ge, dass nur noch wenige kommen 
oder nicht mehr mitmachen. War-
um haben Sie sich trotzdem dafür 
entschieden?

Desens: Ich habe in einer kleineren 
Veranstaltung die Studierenden ge-
fragt, ob sie weniger mitmachen 
würden, wenn die Veranstaltung auf-
gezeichnet wird. Aber keiner hatte 
Bedenken. Die Aufzeichnung wird ja 
auch nicht komplett frei ins Internet 
gestellt, sondern in Moodle. Anhand 
der Abrufdaten habe ich auch ge-
sehen, dass sich nicht die Masse die 
Aufzeichnungen angeschaut hat. Ich 
glaube, es wird eher als Option wahr-
genommen. Wenn man mal eine 
Vorlesung verpasst hat oder kurz vor 

der Klausur nochmal etwas wieder-
holen will, kann man einfach in die 
Aufzeichnung schauen. Ein Miss-
brauch der Aufnahmen hat auch 
nie stattgefunden, deswegen war es 
für mich im Nachhinein die richti-
ge Entscheidung, die Veranstaltung 
aufzuzeichnen. 

DkA: Sie waren von 2010 bis 2016 Stu-
diendekan und haben deshalb Erfah-
rung, Lehre zu koordinieren. Hätten 
Sie sich rückblickend einen anderen 
Umgang seitens der Universität mit 
der Pandemie gewünscht?

Desens: Ich trenne klar zwischen un-
serer Fakultät und dem Rektorat. In 
der Fakultät haben alle Kolleginnen 
und Kollegen produktiv zusammen-
gearbeitet und überlegt, wie wir die 
Situation bewältigen können. Das 
Rektorat war mir etwas zu restriktiv, 
dort war man erstmal in Schockstar-
re. Aber ich denke, wir haben alle 
gelernt, dass einfach abzuwarten 
nicht der richtige Weg ist. Man muss 
immer einen Plan A, B und C haben, 
auch wenn man jetzt davon ausgeht, 
dass das kommende Semester in Prä-
senz stattfindet. In Leipzig hatten wir 
im Vergleich zu anderen Unis einen 
sehr guten Umgang. Gerade was die 
Umsetzung der Open-Book-Klausu-
ren angeht, waren wir in Deutsch-
land Vorreiter. Da wir unter die 
„Klausuren“, von denen die Prüfungs-
ordnung spricht, keine Online-Klau-
suren fassen konnten, haben wir 
eine entsprechende Ermächtigungs-
grundlage für die Online-Ersatzleis-
tungskontrollen geschaffen und den 
Studierenden schnell Rechtssicher-
heit geben können.

DkA: Das nächste Wintersemes-
ter soll in Präsenz stattfinden. Wie 
wird Ihre Lehre nach der Pandemie 
aussehen?

Desens: Ich habe so viel Zeit in die 
Hybrid-Formate, Moodle und das 
Aufzeichnen gesteckt, dass ich mir 
vorerst vorgenommen habe, stets ein 
Hybrid-Format anzubieten. Auf der 
Präsenzvorlesung wird der Fokus lie-
gen, aber man hat auch die Möglich-
keit, die Veranstaltung wahrzuneh-
men, wenn man mal nicht kommen 
will oder verhindert ist. Am Schluss 
kommt es mir darauf an, dass mög-
lichst viele Studierende etwas lernen. 

Wenn sie das online besser können, 
habe ich damit kein Problem. Ich 
kann mir auch vorstellen, nach der 
Pandemie einige zusätzliche Veran-
staltungen nur online anzubieten. 
Gerade in der Examensvorbereitung 
hat man nicht viel Zeit. Würde zum 
Beispiel der LEO-Klausurenkurs on-
line angeboten werden, könnte man 
sich unnötige Wege sparen. Aber 
bei reinen Online-Formaten ist es 
mir wichtig, dass alle ihre Kamera 
anmachen, soweit es möglich ist. 
Es gibt nichts Komischeres, als vor 
schwarzen Kacheln auf Zoom eine 
Vorlesung zu halten. Das Feedback 
durch die Mimik der Studierenden ist 
sehr wichtig.

Höhere Gewalt
 - Prof. Michael Zwanzger

DkA: Herr Prof. Zwanzger, Sie ha-
ben den Lehrstuhl für Bürgerliches 
Recht, Rechtsgeschichte und Euro-
päische Rechtsharmonisierung inne. 
Daneben kommt Ihnen eine weitere 

„Selten habe ich 
so disziplinierte 

Studierende 
gesehen wie in 

diesem Semester.“
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wichtige Rolle zu – Sie sind Studien-
dekan der Juristenfakultät und ko-
ordinieren daher alles rund um 
Studium und Lehre. Dabei sind Sie 
in den letzten Semestern aufgrund 
der Pandemie mit vielen neuen Pro-
blemen konfrontiert worden. Neben 
Vorlesungen, die online stattfinden 
mussten, stellte sich auch die Frage, 
wie Klausuren in einem digitalen Se-
mester aussehen sollten. Wann und 
wie hat die Planung dafür begonnen?

Zwanzger: Im Gegensatz zu vie-
len anderen Fakultäten hatten wir  
das Problem von Anfang an auf  
dem Radar und haben uns relativ 
schnell umgesehen, welche Alter-
nativen zu Präsenzklausuren in 
Frage kommen. Wir standen wegen 
der Fortgeschrittenenübungen auch 
unter Zugzwang. Dass eine digitale 
Lösung nötig war, war schnell klar. 
Die Folgeprobleme waren es auch: 
Reine Wissensfragen oder Standard-
fragen sind keine Option, wenn Goo-
gle und Konsorten verfügbar sind. 
Somit brauchten wir eine Prüfungs-
form, die online bearbeitet werden 
kann, keine trivialen Wissensfragen 
stellt und die in Betracht zieht, dass 
alle verfügbaren Hilfsquellen auch 
genutzt werden. Damit war rasch 
klar, dass es sich um ein Open-Book-
Konzept handeln wird, was letztend-
lich seinen Zweck auch erfüllt hat. 
Wir waren die erste Fakultät, die ihre 
Studien- und Prüfungsordnung dafür 
geändert hat. Die Universität und die 
anderen Fakultäten haben etwas spä-
ter die gleiche Linie eingeschlagen.

DkA: In die Prüfungsordnung wurde 
der § 7a „Durchführung von Ersatz-
leistungskontrollen bei höherer Ge-
walt“ eingefügt. Wie lief das ab?

Zwanzger: Das Konzept und die For-
mulierung der Norm stammen von 
Marc Desens. Die Regelung selbst 
ändert die Klausurtypen noch nicht. 
Sie ermächtigt den Fakultätsrat nur, 
in einer Sondersituation durch ein-
fachen Beschluss die Klausuren ganz 
oder teilweise durch sogenannte 
Online-Ersatzleistungskontrollen zu 
ersetzen. Das ist sinnvoll: Zum einen, 
weil so der Fakultätsrat schnell und 
flexibel entscheiden kann, ohne je-
des Mal die Ordnungen ändern zu 
müssen. Und zum anderen, weil wir 
die Ermächtigungsnorm in der Prü-

fungsordnung lassen können, falls 
noch einmal kritische Situationen 
auftreten. Die Regelung ist im Fakul-
tätsrat angenommen worden und 
dann durch die Gremien der Univer-
sität gegangen. Es gab ein paar inte-
ressierte Nachfragen, aber keinen 
grundsätzlichen Widerstand. Das 
lag wahrscheinlich auch daran, dass 
Alternativen rar waren. Alles andere 
ist dann vom Fakultätsrat mit Erset-
zungsbeschlüssen geregelt worden. 
Der letzte ist zum Ende des Sommer-
semesters ausgelaufen. Für das Win-
tersemester brauchen wir hoffentlich 
keinen.

DkA: Wie stand es um den techni-
schen Support zur Durchführung der 
Online-Klausuren?

Zwanzger: Der technische Support 
der Universität war ziemlich über-
fordert. Wir haben am Anfang vieles 
selbst machen müssen. Moodle war 

aber eine gute Plattform für die On-
line-Klausuren. Eine Gruppe von 
Freiwilligen hat ein Konzept ausgear-
beitet und getestet. Im Vorfeld haben 
wir auch den Studierenden die Mög-
lichkeit gegeben, eine Klausurabgabe 
auszuprobieren. Am Ende stand ein 
Leitfaden für die Durchführung der 
Klausuren. Es hat verschiedene Pro-
bleme gegeben, aber nichts wirklich 
Gravierendes. Alles in allem hat das 
System gut funktioniert.

DkA: Wenn man hört, dass alle Hilfs-
mittel genutzt werden können, denkt 
man vielleicht, dass die Klausuren 
sehr leicht zu bestehen sind. Hatten 
Sie die Sorge, dass die Ergebnisse „zu 
gut“ ausfallen würden?

Zwanzger: Eher das Gegenteil, und 
so ist es auch gekommen: Die Leis-
tungen waren insgesamt schwächer. 
Nur, weil man alles nachschlagen 
kann, hat man noch keinen Fall ge-
löst. Außerdem haben sich viele Stu-

dierende wohl darauf verlassen, alles 
zu finden. Dann haben sie aber das 
Falsche gefunden oder nur Passagen 
aus Kommentaren kopiert. Mein Ein-
druck aus den Rückmeldungen war 
auch, dass die Subsumtion gelitten 
hat. Dadurch, dass Hilfsmittel ge-
nutzt werden konnten, wurde nicht 
mehr so nah am Sachverhalt gearbei-
tet. Eine echtes Problem waren die 
Grundlagenfächer. Hier war es wirk-
lich schwierig, die Online-Klausuren 
operabel zu machen, weil Wissens-
fragen nicht funktionieren. Die He-
rangehensweisen waren sehr unter-
schiedlich. Ich selbst habe Thesen zur 
Diskussion gestellt, so dass noch eine 
Transferleistung dabei war. Fakten 
für die Lösung konnte man zwar im 
Internet und im Vorlesungsskript fin-
den, die Antwort aber nicht. Das hat 
die Arbeiten definitiv schwieriger ge-
macht. Im Großen und Ganzen waren 
die Online-Klausuren nicht leichter 
und für alle gewöhnungsbedürftig.

DkA: Die Konzeption der On-
line-Klausuren war zunächst mit 
großem Aufwand verbunden. Sehen 
Sie im Vergleich zu Präsenzklausuren 
auch Vorteile?

Zwanzger: Definitiv. Ein zentraler 
Vorteil ist, dass man die Klausuren 
besser lesen kann. Das Schreiben am 
Computer belastet auch die Hände 
weniger; hier haben Examenskandi-
daten oft Probleme. In der Zukunft 
kann es sogar sein, dass wir digitale 
Formate in Präsenz einsetzen. Dieses 
Konzept wird gerade für das Staats-
examen diskutiert, aktuell fehlen 
uns dafür aber die technischen Vor-
aussetzungen. Im Fakultätsrat wird 
außerdem die Möglichkeit diskutiert, 
eine Klausur durch eine Mini-Haus-
arbeit zu ersetzen. Man hätte dann 48 
Stunden Zeit, eine circa zehnseitige 
Falllösung auszuarbeiten. Von vielen 
Kollegen wird das als realitätsnaher 
empfunden. Online-Klausuren wer-
den in einigen Bereichen wohl auch 
bleiben, zum Beispiel in LEO. Der 
LEO-Klausurenkurs ist nicht ver-
pflichtend und es gibt keine Noten, 
die zählen. Unterschleif ist hier kein 
Problem und wir brauchen auch 
keinen Ersetzungsbeschluss. Der 
LEO-Klausurenkurs im Online-For-
mat hat in der Pandemie einen 
enormen Teilnehmerzuwachs ver-
zeichnet. Für viele Studierende war 
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„Nur, weil man 
alles nachschlagen 
kann, hat man noch 
keinen Fall gelöst.“
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es offensichtlich attraktiv, sich nicht 
in den Hörsaal zu setzen und am 
Computer zu schreiben. Es spricht 
einiges dafür, in LEO dieses Format 
beizubehalten. Je mehr Klausuren 
unsere Studierenden schreiben, des-
to besser.

DkA: Das Wintersemester 2021/22 
soll nach Möglichkeit in Präsenz 
stattfinden. Was bedeutet das für die 
Klausuren?

Zwanzger: Nach den momentanen 
Vorgaben können die meisten Klau-
suren in Präsenz geschrieben wer-
den. Problematisch ist aber, was wir 
mit Studierenden machen, die legi-
timerweise keine Präsenzklausuren 
schreiben können, weil sie zum Bei-
spiel nicht geimpft werden können. 
Das ist noch nicht geklärt. Wenn die 
Restriktionen verschärft werden und 
wir generell keine Klausuren mehr in 
Präsenz schreiben können, spricht 
einiges dafür, das bisherige System 
der OpenBook-Klausur weiter zu nut-
zen, solange wir keinen ganz klaren 
Vorteil zu anderen Möglichkeiten 
sehen.

Vermisste Zwischentöne  
– Jonas Luberichs

DkA: Jonas, du warst von 2017 bis 
2021 wissenschaftlicher Mitarbeiter 
am Lehrstuhl von Prof. Meyer und 
hast dort unter anderem Arbeitsge-
meinschaften geleitet. Wie hat denn 
deine „AG-Karriere“ begonnen?

Jonas: Während des Studiums war 
ich bereits studentische Hilfskraft am 
Lehrstuhl von Prof. Meyer. Danach 
habe ich parallel zum Referendariat 
angefangen, als wissenschaftlicher 
Mitarbeiter dort zu arbeiten und 
auch AGs zu halten. Vor meiner ers-
ten Stunde als AG-Leiter war ich su-
per aufgeregt, aber es hat total Spaß 
gemacht. Über die Jahre habe ich 
dann vor allem Arbeitsgemeinschaf-
ten zum Sachenrecht im 3. Semester 
gehalten. Eine Strafrecht-AG habe ich 
auch mal geleitet, aber am meisten 
Spaß hatte ich immer im Zivilrecht.

DkA: Vor Corona konntest du all dei-
ne AGs in Präsenz halten. Wie sahen 
sie dagegen während der Online-Se-
mester aus?

Jonas: Als zwei Wochen vor Vorle-
sungsbeginn des Sommersemesters 
2020 feststand, dass die Uni nicht 
öffnen wird, gab es zunächst die Leit-
linie, asynchrone Formate anzubie-
ten, um den Studierenden aufgrund 
der neuen Situation mehr Flexibilität 
zu geben. Für die Gestaltung meiner 
AGs habe ich viel herumexperimen-
tiert, vor allem mit Moodle. Vor Co-
rona hatte ich nie mit vorbereiteten 
Powerpoints gearbeitet, sondern 
immer ein Whiteboard benutzt. Für 
digitale Veranstaltungen hielt ich 
Powerpoints aber für sehr sinnvoll 
und habe deshalb für jede AG-Stunde 
eine Präsentation vorbereitet, um 
die Fälle und Lösungsskizzen zu ver-
anschaulichen. Mit der Zeit habe ich 
mitbekommen, dass viele AG-Leiter 
auf synchrone Formate, zum Beispiel 
auf Zoom, umgestiegen sind. Das 
habe ich dann auch ausprobiert und 
fand es sehr angenehm, wieder mehr 
Interaktion in den AGs zu haben. 
Der Mehrheit der Teilnehmenden 
ging das auch so, weswegen ich dann 
komplett auf synchrone Formate um-
gestiegen bin. Ich habe also meinen 
Bildschirm mit einer vorbereiteten 
Präsentation geteilt, habe gemein-

sam mit allen die Lösung erarbeitet 
und diese dann in unterschiedlicher 
Ausführlichkeit hochgeladen. Ich 
habe gemerkt, dass im digitalen 
Raum die Aktivität stark abnimmt. 
Als AG-Leiter will ich aber eben kei-
ne Vorlesung halten, sondern Inter-
aktion schaffen und eine Stimmung 
kreieren, in der es okay ist, auch mal 
etwas nicht zu wissen. Deswegen 
habe ich zusätzlich während der AGs 
anonyme Umfragen durchgeführt 
oder die Anwesenden mit Hilfe von 
Breakoutrooms in kleinere Gruppen 
aufgeteilt, um ihnen kurze Aufgaben 
zu stellen.

DkA: Was hast du während der On-
line-Semester am meisten an den 
Präsenz-AGs vermisst?

Jonas: Wenn man AGs online hält, 
sitzt man in seinem eigenen Büro und 
spricht ins Internet. Dadurch fehlte 
das Echo auf das, was man da gerade 
macht. Man bekommt nicht mit, ob 
die Studierenden noch bei der Sache 
sind, ob sie aus dem Fenster schauen 
oder im Gesetz blättern. Insgesamt 
wurde es viel anonymer und mir fehl-
ten die Zwischentöne, die in Präsenz 
viel deutlicher da waren. 

DkA: Hast du für die Umsetzung 
deiner AGs Vorgaben oder Unterstüt-
zung seitens des Rektorats oder der 
Fakultät bekommen?

Jonas: Insgesamt wurde die Planung 
mit heißer Nadel gestrickt. Zu Be-
ginn hieß es, die AGs sollen erst im 
Mai beginnen, in der Hoffnung, sie 
in Präsenz halten zu können. Hatte 
man aber die Nachrichten verfolgt, 
war klar, dass das nicht möglich 
sein würde. Der E-Learning-Service 
der Uni und Prof. Zwanzger haben 
aber einen sehr guten Job gemacht. 
Am Anfang gab es die Leitlinie des 
Studiendekans, dass alles, was wir 
irgendwie auf die Beine stellen kön-
nen, schon mal gut ist. Der Mindest-
standard jeder AG sollten Fälle mit 
Lösungen sein. Unter den Lehrstüh-
len wurde sich auch ausgetauscht, 
welche Möglichkeiten es überhaupt 
gibt, seine AG durchzuführen. Nach 
den Evaluationen des ersten Corona-
semesters wurde deutlich, dass die 
Studierenden synchrone Formate 
klar bevorzugen, sodass Live-AGs 
der inoffizielle Standard wurden. Im 

Endeffekt kam es sehr darauf an, wie 
viel Motivation und Lust man selbst 
hatte, Dinge auszuprobieren und sich 
einzubringen.

DkA: Viele Vorlesungen, aber auch 
einige AGs wurden aufgezeichnet. 
Wie hast du das gehandhabt?

Jonas: Ich habe meine AGs nur aufge-
zeichnet, wenn ich mal einen AG-Ter-
min auf eine andere Zeit als die üb-
liche verschieben musste, ansonsten 
aber nicht. Ich habe mich dagegen 
entschieden in der Hoffnung, dass es 
die Aktivität während der Veranstal-
tungen steigert und die Chance ge-
nutzt wird, live dabei zu sein, Fragen 
zu stellen und die AG mitzugestalten. 
Eigentlich bin ich ein großer Freund 
davon, die Leute selbst entscheiden 

zu lassen, was sie wann und wo ma-
chen wollen. Nichtsdestotrotz wollte 
ich, dass die Leute in die AG kommen 
und sich auch Zeit dafür nehmen. 
Ich verstehe aber auch, dass eine 
Aufzeichnung attraktiv sein kann, 
weil man die Möglichkeit hat, sich 
gezielt einzelne Sachen anzuschau-
en. Grundsätzlich würde ich aber 
trotzdem dabei bleiben, nicht aufzu-
zeichnen, außer natürlich, es kann 
zum Beispiel jemand nicht anwesend 
sein, weil er sein Kind betreuen muss 
oder Ähnliches. Bei Vorlesungen 
sehe ich das anders. Sie sind ein An-
gebot, das Studierende wahrnehmen 
können und für mich spricht vieles 
dafür, sie aufzuzeichnen. AGs leben 
aber davon, dass sie von beiden Sei-
ten mitgestaltet werden.

DkA: Du hast nicht nur AGs geleitet, 
sondern deinen Lehrstuhl auch als 
wissenschaftlicher Mitarbeiter unter-
stützt. Was war für euch am Lehrstuhl 
die größte Schwierigkeit während der 
Online-Semester? 

Jonas: Wir haben direkt zu Beginn 
des ersten Online-Semesters eine 
Wiederholungsklausur gestellt. Das 
abzuwickeln war für uns die größte 
Herausforderung. Prof. Zwanzger hat 
uns dafür aber einen guten Leitfaden 
gegeben. Außerdem war der Start 
in das zweite Coronasemester, was 
ein Semester mit möglichst vielen 
Hybridveranstaltungen sein sollte, 
sehr nervenaufreibend. Es gab viele 
Unklarheiten und der technische 
Support hat an vielen Stellen gefehlt. 
Grundsätzlich hatten wir Verständnis 
dafür, aber nachdem die Universität 
bereits ein Semester lang Erfahrun-
gen mit der Online-Lehre machen 
konnte, hatten wir mehr erwartet.

DkA: Du verlässt zum Wintersemes-
ter 2021/22 die Universität. Möchtest 
du trotzdem weiterhin AGs halten?

Jonas: Auf jeden Fall! Ob in der Uni, 
in LEO oder in der Referendaraus-
bildung – ich habe total Lust, weiter 
Lehre zu machen.

DkA: Würdest du für deine künftigen 
AGs wieder vollständig zum alten 
Präsenzkonzept zurückkehren oder 
hast du aus den Online-Semestern 
Vorteile mitgenommen, die man in 
die Präsenz integrieren könnte?

Jonas: Ich denke, dass digitale For-
mate viele Leute nicht mehr ab-
schrecken, sondern jetzt deutlich 
etablierter sind. Dadurch hat man 
eine größere Flexibilität. Wenn ich 
zum Beispiel mal zu einer AG-Stun-
de nicht vor Ort sein kann, kann ich 
sie auch problemlos online halten. 
Während der Online-Semester bin 
ich außerdem ein Fan von anonymen 
Umfragen geworden. Sie lassen sich 
auch gut in Präsenz-AGs integrieren, 
um die Stimmung einzufangen, ob 
alle den Inhalt verstanden haben. So 
können sich auch die beteiligen, die 
sich nicht trauen, etwas zu sagen. 
Außerdem empfinde ich die Verwen-
dung von Moodle als große Bereiche-
rung. Für die Lehre generell würde 
ich mir wünschen, dass digitale 
Optionen erhalten bleiben, Bespre-
chungen aufgezeichnet werden und 
Moodle weiterhin genutzt wird.

Die Inverviews führte Anne Hermsdorf. 

„Im Endeffekt kam 
es sehr darauf an, 
wie viel Motivation 

und Lust man 
selbst hat, Dinge 

auszuprobieren und 
sich einzubringen.“
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Fakultät

Erwähnenswerte historische 
Persönlichkeiten der 

Juristenfakultät Leipzig
In dieser Reihe möchten wir fortlaufend Personen vorstellen, 

die an unserer mittlerweile über 600 Jahren bestehenden 
Fakultät gearbeitet sowie gelehrt haben.

Nr. 1: Willibalt Apelt (1877 – 1965)

Der im Jahr 1877 in Löbau gebore-
ne Staatsrechtslehrer Apelt war seit 
1920 Professor an der Universität 
Leipzig und hielt Vorlesungen über 
Deutsches Verwaltungsrecht sowie 
Deutsches Reichs- und Landesstaats-
recht. Zudem begründete er erstmals 
in Leipzig das Institut für Steuerrecht 
und war von 1930 bis 1932 Dekan der 
Juristenfakultät. Kennzeichnend für 
ihn als Hochschuldozent war, wie er 
auch selbst in seiner Autobiographie 
„Jurist im Wandel der Staatsformen“ 
erwähnt, seine vorherige außeruni-
versitäre praktische Betätigung. In 
den Jahren vor dem ersten Welt-
krieg arbeitete er als Referent im 
sächsischen Kulturministerium und 
setzte sich hier insbesondere für die 
noch fehlende staatliche Gymnasial-
bildung für Mädchen ein. Im ersten 
Weltkrieg erhielt er die heute kurios 
erscheinende Aufgabe im Reichs-
amt des Inneren, die Annexion des 
besetzten Litauen an das Königreich 
Sachsen vorzubereiten. Zu seinen 
lesenswertesten Schriften zählt unter 
anderem die „Geschichte der Weima-
rer Verfassung“, die er nach seiner 
unfreiwilligen Pensionierung durch 
die Nationalsozialisten im Jahr 1933 
anzufertigen begann. Für ihn ein 
persönliches Anliegen, war er doch 
selbst als Mitarbeiter von Hugo Preuß 
am Verfassungsentwurf für die Wei-
marer Republik beteiligt gewesen.  
Seine verfassungshistorische Ana-
lysefähigkeit zeigt sich auch in dem 
im Jahr 1949 erschienenen Aufsatz 
„Betrachtungen zum Bonner Grund-
satz“, der hier kurz eingehender zu 
beleuchten sei.

In seiner Kritik bezog er sich bei-
spielsweise auf den Art. 93 GG, 
welcher die Zuständigkeit des Bun-
desverfassungsgerichts regelt. In 
ihm prognostizierte er nicht einmal 

einen Monat nach Inkrafttreten des 
Grundgesetzes die Grundlage eine 
Machtverschiebung:

„Die höchste Repräsentation der volon-
té générale als der Volksouveränität ist 
also nicht mehr die gewählte Volksver-
tretung, sondern ein kleines Richter-
gremium, und da es sich in bezeichneten 
Fällen überwiegend um Fragen politi-
schen oder ethischen Inhalts, nicht um 
Rechtsstreitigkeiten handeln wird – z.B. 
ob ein Bundesgesetz die Würde des Men-
schen nicht hinreichend achtet -, so wird 
der Rechtsprechung die Entscheidung 
von Streitfällen übertragen, die nicht 
justitiabel sind.“

Er kritisierte somit die der Justiz 
von dem Grundgesetz zugeschobene 
Rolle. Zwar solle sie in der Lage sein, 
das Parlament zu kontrollieren, doch 

nicht um den Preis, dass sie selbst 
letzte Instanz werde und somit die 
politischen Entscheidungen anstelle 
des Parlaments treffe. Ein Gedanke, 
der schon früh gewisse Entwicklun-
gen erahnte und das Spannungsfeld 
zwischen politischer und richter-
licher Entscheidung, in der sich das 
Karlsruher Gericht stets befindet, 
erkannte.

Der Jurist und Schriftsteller Bernhard 
Schlink prägte daran anknüpfend 
den Begriff des „Bundesverfassungs-
gerichtspositivismus“. Die weite Aus-
legbarkeit der Verfassung benötige 
Grenzsetzungen. Diese könnten nur 
durch das Verfassungsgericht erfol-
gen, das dadurch gleichfalls an ma-
ximaler Autorität gewinne. Schlink 
weist dem Gericht auch die Ent-
scheidung über „politische Macht-
fragen“ zu.  Er betont aber dessen 
Abhängigkeit von der gesellschaft-
lichen, politischen und behördlichen 
Akzeptanz mangels fehlender sonsti-
ger Machtmittel.  Die Folge sei, dass 
das Gericht eher dazu neige „billige, 
politische akzeptable, die Parteien 
befriedende“ Urteile zu fällen und 
dadurch Dogmatik und Methodik in 
den Hintergrund rücken lasse. Apelt, 
der die Problematik von Schlink vor-
hersah, forderte dahingehend, dass 
das Bundesverfassungsgericht keine 
Autorität genießen dürfe, wenn „es 
sich in Wirklichkeit um politische 
Machtkämpfe handelt, und die Ver-
fassung ermöglicht, sie als Rechts-
streitigkeiten zu tarnen“. Auch die 
Möglichkeit eines jedermanns, Ver-
fassungsbeschwerde zu erheben, sah 
Apelt unter zwei Gesichtspunkten 
kritisch. Erstens sei die Möglichkeit 
der Nichtigerklärung eines Gesetzes 
durch das Gericht infolge einer Be-
schwerde eines einzelnen Bürgers 
eine „Schwächung der Autorität des 

„Warum in die Ferne schweifen, 
wenn das Gute liegt so nah?“ – 
Diese Frage hat sich der wohl be-
kannteste Leipziger Jurastudent 
Johann Wolfgang von Goethe vor 
etwa 200 Jahren gestellt. In die 
Ferne zu schweifen müsste er heut-
zutage in Leipzig nicht mehr – zu-
mindest dann nicht, wenn er auf 
der Suche nach einem Podcast 
wäre, welcher monatlich zu einem 
neuen, spannenden Thema aus der 
aktuellen, kriminalpolitischen De-
batte berichtet. „Jetzt erst Recht“ be-
handelt diejenigen strafrechtlichen 
Probleme, die nicht ETBI oder ALIC 
heißen und noch nicht ganze Regale 
unserer Bibliothek füllen.

Folgt man der Ansicht einiger 
(nicht nur Rechts-) Wissenschaft-
ler:innen, so fände man schon bald 
im StGB einen Straftatbestand, der 
den Alkoholkonsum während der 
Schwangerschaft unter Strafe stellt. 
Denn die Gefahren, die damit ein-
hergehen waren den Verfassern des 
RStGB von 1871 noch nicht bekannt. 
Gewandelt hat sich die Kenntnis der 
Gefährlichkeit von Alkohol spätes-
tens in den 1990er Jahren: Während 
zuvor die überwiegende Anzahl der 
Ärzte der Ansicht gewesen war, dass 
sich alkoholbedingte Schädigungen 
des Neugeborenen „im Laufe der Zeit 
herauswachsen“, gelten seitdem die 
FASD (Fetale Alkoholspektrumsstö-
rungen) als hinreichend erforscht. 
Dabei ist es eine der häufigsten Er-
krankungen bei Neugeborenen, 
rund jedes 350. Kind in Deutschland 
kommt mit FASD auf die Welt. Ein 
Grund, dies zu vermeiden liegt bereits 
in den weitreichenden Folgen für das 
betroffene Kind, das mit hoher Wahr-
scheinlichkeit niemals selbstständig 
leben kann. Die vorsätzliche Verlet-
zung des Körpers eines Lebenden, 

bei der diese Folgen auch nur fahr-
lässig herbeigeführt werden, bestra-
fen die §§ 226 Abs. 1 Nr. 3, 18 StGB mit 
Freiheitsstrafe bis zu zehn Jahren. Ist 
der Mensch zum Zeitpunkt der schä-
digenden Handlung noch nicht gebo-
ren: Fehlanzeige. Dass die geltende 
Rechtslage von vielen als unbefriedi-
gend empfunden wird, insbesondere 
weil auch das ungeborene Leben un-
ter dem Schutz der Verfassung steht, 
drängt sich auf. Doch ob und wenn ja 
wie das Strafrecht einen erwägens-
werten Ansatzpunkt dafür bieten 
kann, ist Gegenstand kontroverser 
Diskussionen, auf die wir in der Pod-
castfolge näher eingehen.

Auch unter dem Begriff des „Cy-
ber-Groomings“ (dem Anwerben 
und Manipulieren Minderjähriger 
über das Internet zum Zweck der 
Begehung von Sexualstraftaten) 
konnte sich vor Beginn des Inter-
netzeitalters kein Gesetzgeber et-
was vorstellen. Durch die Einfüh-
rung entsprechender Tatbestände 
(§  176  Abs.  4  Nr.  3  StGB) ist der Ge-
fährlichkeit und dem Unrecht dieser 
Handlungen Rechnung getragen 
worden. Zuletzt sogar mit der Einfüh-
rung einer Versuchsstrafbarkeit in 
§ 176 Abs. 6 StGB. Dennoch gehen die 
Verfolgungsmöglichkeiten einigen 
offenbar nicht weit genug: So auch 
nicht den selbsternannten „Pedo 
Hunters“ rund um den Ex-Polizisten 
und ehemaligen UFC-Kämpfer Nick 
Hein, der auf seinem YouTube-Ka-
nal mit über 200.000 Abonnenten 
Videos veröffentlicht, in denen er 
mit seinen Kollegen mittels Ac-
counts vermeintlich Minderjähriger 
„ködert“. Beim Anschließenden 
Treffen, wo es zu sexuellen Hand-
lungen kommen soll, erwarten die 
Zielperson statt eines bzw. einer Min-
derjährigen die „Pedo Hunters“ mit 

dem Ziel, sie „aufzumischen“ und 
anschließend der Polizei zu über-
geben. Diese Praktik wirft mehrere 
Fragen zugleich auf, die jedoch 
kaum getrennt voneinander be-
antwortet werden können: Fällt die 
Aufnahme und Veröffentlichung 
des Text- und Videomaterials 
in den Anwendungsbereich der 
§§  201  ff.  StGB und darf es in 
einem Prozess gegen den Täter 
überhaupt verwendet werden?  
Schließlich zeichnet sich „Jetzt 
erst Recht“ auch dadurch aus, dass 
wir auch der anderen Seite eine 
Stimme geben möchten. Pädophilie 
ist kein Straftatbestand, sondern 
eine Sexualpräferenz, weshalb 
sie nicht zwangsläufig mit Kriminali-
tät zu tun hat. Nicht zuletzt die Videos 
der „Pedo Hunters“ führen aber – wie 
schon ihr Name – dazu, dass Pädophi-
lie und sexueller Kindesmissbrauch 
gleichgesetzt werden. Auch der Seite 
derjenigen, die pädophil sind, aber 
kein:e Täter:innen werden wollen, 
möchten wir in der Januar-Folge da-
her zuhören!

Trotz Einsprüchen, Verbrechen und einem 
räuberischen Espresso sagen wir  

„Jetzt erst Recht“
Mit „Jetzt erst Recht“ – dem Podcast für Kriminalpolitik und Strafrecht ist unsere 

Fakultät seit November auch auf Spotify vertreten. Produziert wird dieser vom Legal Lab 
„Jura und Journalismus“ des Lehrstuhls von Frau Prof. Hoven. Doch worin liegt seine 

Existenzberechtigung in einer Zeit, in der die Podcastblase immer weiter wächst und man 
sich als Nutzer von all den Angeboten zunehmend erschlagen wird?
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Fahrschule Fahrfreude
Inhaber: Richard Taube
Dieskaustraße 10
04229 Leipzig
0178 / 58 58 031

kontakt@fahrschulefahrfreude-leipzig.de

Hallo zukünftige Führerscheinbesitzer,
 

Du bist hier bei der Fahrschule Fahrfreude gelandet. 
Bei uns erhältst Du bereits vor Deiner Anmeldung eine 
persönliche und professionelle Beratung zum Thema  
Führerschein in Leipzig.

Im Theorieunterricht erwartet Dich eine freundliche  
Atmosphäre, um den Lernprozess zu vereinfachen. 

Im Praxisunterricht fährst Du mit modernen Fahrzeugen 
und einem motivierten Fahrlehrer.

Schau Dich in Ruhe auf unserer Website um. Gern kannst 
Du online anfragen oder direkt bei uns durchrufen.

Bis gleich!

Unsere Leistungen: 

- Führerscheinklassen:  
  B, B196, B197, B-Automatik,     
  BF17, B96, & A
- Auffrischungskurse
- Aufbauseminare
- Intensivkurse

Die kleine Advokatin
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Gesetzgebers“. Denn aus der Sicht 
Apelts verkörpert der Bundestag 
den Volkswillen, der eben nicht als 
Totalitarismus gegen den einzelnen 
Bürger aufzufassen sei. Vielmehr sei 
er als Ausfluss und Ausdruck eines 
demokratischen Rechtsstaats nach 
der verfassungsmäßigen Ordnung 
einzustufen.  Zweitens sehe sich das 
Gericht zudem einer Unzahl von un-
begründeten Beschwerden von „Que-
rulanten“ ausgesetzt.

Apelts Verdacht kann in Teilen be-
stätigt werden, erkannte er doch die 
Thematik der Streitfälle, die zukünf-
tig das Bundesverfassungsgericht 
zu erwarten hatte. Als Beleg dafür 
sei auszugsweise auf die jüngsten 
Urteile zur Sterbehilfe, zum Klima-
schutzgesetz oder der festgestellten 
Kompetenzüberschreitung der Euro-
päischen Zentralbank verwiesen. 
Keines der Themen kann rein juris-
tisch betrachtet werden, ohne die 
politische Diskussion auszublenden.
Apelt fokussierte sich insbesondere 
auf einen Artikel in seiner Prognose: 
Den (heute kaum beachteten) Art. 
15 GG. Dessen Satz 1 besagt: „Grund 
und Boden, Naturschätze und Pro-
duktionsmittel können zum Zwecke 
der Vergesellschaftung durch ein 
Gesetz, das Art und Ausmaß der Ent-
schädigung regelt, in Gemeineigen-
tum oder in andere Formen der Ge-
meinwirtschaft überführt werden.“ 
Durch diese Vorgabe der Verfassung 

sei laut Apelt „die Umgestaltung des 
kapitalistischen Wirtschaftssystems 
durch tiefgreifende Maßnahmen 
zwar noch nicht angeordnet, aber 
doch der künftigen Bundeslegislative 
nahegelegt“.

Naja. Unter der Kanzlerschaft Ade-
nauers und des Wirtschaftsministers 
Erhards wurde diese „Nahelegung“ 
des Art. 15 GG nicht aufgegriffen. 
Bis heute erfuhr er keine praktische 
Umsetzung und wird in der Literatur 
einstweilen auch als „Freiheitsrecht 
auf Nichtsozialisierung“ gelesen. 
Einen heutigen Beleg für die stief-
mütterliche Behandlung des So-
zialisierungsartikels zeigen die kon-
troversen Debatten um die Berliner 
Bürgerinitiative „Deutsche Wohnen 
& Co. enteignen“. Sie fordert die Ver-
gesellschaftung und Enteignung von 
privaten Immobilienunternehmen, 
die mehr als 3.000 Berliner Wohnun-
gen in ihren Beständen aufweisen. 
Der entsprechende Volksentscheid 
wurde am 26.09.2021 von ca. 59 % 
der Berliner Wählerinnen und Wäh-
ler angenommen. Ob und wie der 
Berliner Senat und die neue Bürger-
meistern Franziska Giffey diesen 
Forderungen nachkommen wird, ist 
noch offen. Zwar möchte sie mit dem 
Volksentscheid „verantwortungs-
voll und respektvoll umgehen“, aber 
zeitgleich auch die „rechtlichen Rah-
menbedingungen“ sowie die „Verfas-
sungsgemäßheit“ prüfen. Eine Frage, 

die letztlich in ihrer politischen und 
rechtlichen Bedeutsamkeit wieder 
vor dem Bundesverfassungsgericht 
landen wird. Willibalt Apelt als Mit-
glied der Deutschen Demokratischen 
Partei (ein Vorgänger der heuti-
gen FDP) und ihr Mitbegründer in 
Sachsen hätte der Umsetzung des 
Volksentscheides sicher kritisch 
gegenübergestanden.

Ab 1946 lehrte er bis ins hohe Alter 
von 77 Jahren das öffentliche Recht 
an der juristischen Fakultät in Mün-
chen. Er starb 1965 im Alter von 87 
Jahren in Gräfelfing bei München, 
wo er sich zur Ruhe gesetzt hatte.

Paul Schüller

Literatur:
Willibalt Apelt, Geschichte der Weimarer Verfassung, 
1946 München.
Willibalt Apelt, Jurist im Wandel der Staatsformen, 
1965 Tübingen.
Willibalt Apelt, Betrachtungen zum Bonner Grund-
gesetz, NJW 1949, 481.
Bernhard Schlink, Die Entthronung der Staats-
rechtswissenschaft durch die Verfassungsgerichts-
barkeit, Der Staat 1989, 161.
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